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Umweltprobleme und ökologisches 
Bewusstsein in Ungarn 
Umweltproblemen kam Ende der 1980-er Jahre in Ungarn eine wachsende Bedeutung zu. 
Im Vergleich zu den übrigen sozialistischen Staaten hatte die kommunistische Führung 
damals bereits Abstriche am sowjetischen Modell der zentralen Planwirtschaft 
vorgenommen. Der Aufsatz untersucht, ob Ungarn dadurch beim Umgang mit der 
Umweltverschmutzung bestimmte Entwicklungen vorwegnahm, die später auch für andere 
Staaten relevant wurden. Im ersten Abschnitt wird dazu eine Bestandsaufnahme der 
Umweltprobleme, insbesondere im Bereich der Wasserverschmutzung, der 
Luftverunreinigung, der Bodenbelastungen und der Müllbeseitigung, vorgenommen. Im 
zweiten Abschnitt werden die Umweltpolitik und deren rechtlichen und institutionellen 
Grundlagen untersucht. Im dritten Abschnitt geht es um das Umweltbewusstsein sowie um 
die Möglichkeiten und Grenzen eines regierungskritischen Umweltengagements im 
Sozialismus.  

 

 

 In: Österreichische Osthefte, Jahrgang 30, Wien 1988, S. 295-342. 

 

 

 

www.hubertus-knabe.de  



HUBERTUS KNABE

uMsr/ELTpRoBLEME UND ÖrorocISCHES
BE§T/USSTSEIN IN UNGARN

1. Vorbemerkwng

Umweltprobleme haben auch in den sozialistischen Ländern in materieller,

in technisch-institutioneller und in politischer Hinsicht eine wachsende Be-

deutung erlangt. Vährend in der Vergangenheit bei der wissenschaftlichen
Erforsc-hung di.t"t Problemkomplexes in der Regel die Gemeinsamkeiten
zwischen dJn sozialistischen Ländern in den Vordergrund gestellt wurden, ist
mit der deferen Kenntnis der Vorgänge die Möglichkeit und das Interesse ge-

wachsen, die [Jnterscbied,e im Umgang mit der Umweltproblematik heraus-

zuarbeiten. Die Volksrepublik LJngarn bildet in dieser vergleichenden Per-

spektive insofern einen Sonderfall, als hier der Prozeß der Korrekturen am

Modell der zentralen Planwirtschaft am weitesten fortgeschritten ist. Durch
die relativ lange - wenngleich unterbrochene - historische Kontinuität des

Reformprozesses ist es därüber hinaus auch zt spezifischen Veränd-erungen

im soziälpolitischen System gekommen. Die Frage erhebt sich, ob diese Be-

sonderheit des ungariichen S-ozialismus auch Auswirkungen auf Entstehung

und Behandlung von ökologischen Problemen hat, die angesichts der gegen-

wärtigen ReforÄdynamik in der Sowjetunion langfristig auch für die anderen

sozialistischen Staaten von Bedeutung sein könnten. Als Material zur Beant-

wortung dieser Fragestellung sollen im folgenden in drei Abschnitten Um-
weltprolleme, Umweltpolitik sowie die Entstehung und politische Verarbei-

trrrgir,o., Umweltbewußtsein in der VR Ungarn untersucht werden.

2. (Irnwehprobleme

Die ungarische Volkswirtschaft zeichnet sich im Vergleich zu anderen Indu-
striestaäten Europas durch einen geringeren Industrialisierungsgrad und ei-

nen relativ großen Agrarsektor ausl. Diese Ausgangssituation verursacht im
Bereich dei Umweltverschmutzung spezifische Problemlagen: Quantitativ
und qualitativ kommt den lJmweltbeiastungen durch Industrieanlagen auf

Grunä des verspätet eingesetzten Industrialisierungsprozesses eine geringere

Bedeutung ,., ,k in den übrigen Staaten OstmitteleuroPas; andererseits hat

der geringire Problemdruck in diesem Bereich zu einer erheblichen Verzöge-

*rr§ b.i äer Entwicklung des Umweltschutzes geführt, die sich nun in einer
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Reihe von gravierenden Umweltproblemen sowie in einem niedrigen Pro-
blembewußtsein der Gesellschaft niederschlägt. Der unausgeglichene Indu-
strialisierungsprozeß geht darüber hinaus einher mit einer starken territoria-
len Konzentration auf den Budapester Raum und einige wenige Ortschaften
besonders im Norden des Landes2. Schließlich hat die starke Position der
Landwirtschaft in der Volkswirtschaft im Zusammenhang mit der Revolutio-
nierung der Produktionsmethoden spezifische Umweltschäden hervorge-
bracht, deren Relevanz und Folgekosten inzwischen durchaus mit industriel-
len Umweltproblemen vergleichbar sind.

Das Ausmaß der Umweltprobleme ist - gemessen an anderen sozialistischen
Staaten - seit jüngster Zeitin lJngarn zahlenmäßig relativ gut dokumentierr.
Dies ist in erster Linie einer Publikation des Statistis chenZentralamtess sowie
einer zunehmenden Presseberichrcrsattung zu verdanken. Aus der Fülle der
Umweltprobleme sollen im folgenden die lffasserverschmutzung, die Luft-
verschmutzung, die Bodenbelasrungen und die Schwierigkeiten bei der Müll-
beseitigung in knapper Form dargestellt werden.

2. 1 .'Wasserv erscbmutzwng

Mit jährlich ca. 20 Mrd. m3 nutzbarem Oberflächen- und Grundwasser ver-
fügt Ungarn über ein relativ großes'Wasserangebot. Nach einem starken An-
stieg in den letzten Jahrzehnten hat sich der Iü(/asserverbrauch der Volkswirt-
schaft bei jährlich etwa 6 Mrd. m3 stabilisiert, von denen mehr als 70"/" von
der Industri e wd 13"/" von der Land- und Forstwirtschaft verbraucht werden
(1984). 70-90% der der Befriedigung des Iüasserverbrauchs dienenden'Was-
servorkommen müssen in irgendeiner §fleise behandelt werden, um verwen-
det werden zu können.

Mit dem Anstieg des \Tasserverbrauchs ist auch die Menge des in die Natur
zurückfließenden (erfaßten) Schmutz- und Nutzwassers kontinuierlich ange-
stiegen: 1984 betrug diese mehr als 3,7 Mrd. m3, was einen Anstieg von 13"/o

gegenüber 1980 bedeutet. Den größten Teil (80%) dieser Menge emittierte die
Industrie. Von den 102 Mio. m3 Schmutz- und Nutzwasser aus der Landwirt-
schaft wurden 1982 19,8o/" nur mechanisch,2,7"/o biologisch oder chemisch
und 77,5%o überhaupt nicht gereinigt.

Separiert man das staatlich erfaßte jährliche Schmutzwasseraufkommen vom
Nutzwasser, ergibt sich ftir 1984 eine Gesamtmenge von 2,5 Mrd. m3
Schmutzwasser, von der mehr als drei Viertel aus Quellen der Industrie
stammten. 40-45% des Schmutzwassers bedürften nach offiziellen Angaben
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Die in dem Schmutzwasser enthaltenen Stoffe haben zum Teil stark toxische
'§trirk rrg.rr. In den 10o.0oo m3 schmutzwasser, das allein die csepel-\7erke

i" n"Jr["r, l9B2 jedenTag in die Donau leiteten, waren ö1, Schwebstoffe,

e.tört" tirenrerbirrdu.tget isäuren, Laugen und z. T. Chrom, Nickel, Kupfer

Trnd Zvan festqestellt wlrder. Besondeis gravierend ist die Verschmutzlng

J.r lrä*.* dirch ö1, denn jedes Jahr *.rd., in Ungarn 10 Mio. t Rohöl-

derivate yerwertet. Allein über dii bei Budapest in die Donau geleiteten

§chmutzwässer gelangen täglich 27 t Ölin den Flrrß+. Darüber hinaus wurden

schwerwiegende"Belaitr.rgät durch sog€nannte ,.außerg-ewöhnliche 
'§üasser-

verschmutiungen" aosg.lSst. 1984 wurden 228 solcher Havarien den \Tasser-

b"t Ard"r, g"-äld"r. In"l05 Fällen handelte es sich um Ölverseuchungen, in

59 Fällen k"am es zu Fischsterben. Abgesehen von den Havarien war vielfach

die unsachgemäße Lagerung von Giftmüll (vgl. 2.4. Müllbe.seitigwng) die Ur-
,ache schwärer Belastüng.r] di. in einer Reihi von Fällen eine Schließung der

Grundwasserbrunnen erforderlich machte.

Eine zweite Quelle der §(asserverschmutzung sind die plivaten Haushalte'

lfri" di. folgen-de Statistik zeigt, gehört es zu den zentralen Umweltproblemen

Ürrgrrrrr, d"aß der Ausbau dä o?endichen Kanalisation weit hinter dem des

lü/Äe.leitongsnetzes zurückbleibt. 1980 fielen in den Gebieten ohne Kanali-

sarion jährlicfi 300 Mio. t Schmutzwasser an, von denen 5 Mio. t abgefahren,

die übrige Menge dagegen in die Umgebung abgeleitet oder dort.gereinigt

wurdes. Vielfacliwerd"eri di. Ab*esser äuf dem Lande noch in eine Sickergru-

b., .in Sammelbecken oder einfach in die Landschaft abgeleitet, wo sie das

Oberflächen- und das Grundwasser belasten.

Als dritte Quelle der \Tasserverschmutzung müssen die modernen Produk-

iiorrr*"thoä"r, d", Landwirtschaft genannt werden: Die industriemäßige

Viehzucht führt zu einem stark steige-nden Anfall großer Gülle- und Jauche-
*"rg"r, - 48 Mio. m3 pro Jahr oder, nach einer anderen QuelleT, 9000 t Fäka-

lie., fir lrhre 1980, daä" iOO t organisches Nitro^g en. 42"/" der Gülle wurden

zu, Beägnrrng oder als Dünger bänutzt, 40% ließ man auf ausgewählte" 9:-
bieten uäri"k""rrr, l2o/o lehJte man in andere Aufnahmestellen, die Beseiti-
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Die Versorgwng der wngarischen Siedlwngen mit Anscblüssen für Trinkwasser
bzu. Kanalisation (in Prozent, ab tggs geschätzt)6

Jahr Trinkwasseranschluß Kanalisationsanschluß Differenz

1945
1 950
1955
1964
1965
1970
1975
1 980
1 985
1990
2000

45

20

23
28

36

56

66
75
80

B1

95

t7
19

20

22
26
29
33
45
49

55

60

3

4

8

14

19

27
33
30
31

31

35

gung r,on 6o/" war ungelöst. Auch die stark zunehmende Menge des auf die
Felder aufgebrachten nitrathaltigen Kunstdüngers (1980: 5OO.OOO t) belastet
das Grundwasser, denn 107o davon gelangen direkt in die \(asservorkom-
men8. Als Virkstoff ausgedrückt, steigerte sich der Kunstdüngereinsatz von
1955:7,5 kp/ha auf 1980: 360,0 kplha und 1985 (Planziffer): 465,0 kp/ha. Die
in dem Dünger enthaltenen Stoffe wie Phosphor, Nitrogene, Ammonium-Ni-
trat oder Kalisalze lösen sich und gelangen zum Teil in das Grundwasser.

Die Belastung der Oberflächengewässer wird in Ungarn auf Basis der RGV-
Empfehlungen gemessen, die zwischen 1980 und 1984 weiterentwickelt wur-
den. In der Donau (Güteklasse II), die etwa 22o/" der Bevölkerung mit Trink-
wasser yersorgt, überstiegen die \Werte von BO15, Nitrit, NH1, Örthophos-
phat sowie die Menge der Mineralölderivate die Grenzwerte der Güteklasse I.
Bei einzelnen Stoffen (besonders bei Mineralölen) entsprach der Gehalt sogar
der Güteklasse III, und wiederholt kam es zu Fischsterben. Die Räba [Raab]
wurde bei Grenzeintritt in die Güteklasse II, in bezug auf Nitrit in die Güte-
klasse III eingestuft, verbessert sich jedoch durch die natürliche Reinigung
zur Kategorie I, um sich dann bis zur Mündung in die Donau durch denZu-
fluß verschmvtzter Nebenflüsse erneut zur Kategorie II zu verschlechtern.
Die Zala (Güteklasse II) wird besonders durch die Abwässer der Stadt Zala-
egerszeg belastet und transportiert 40-60"/" der gesamren Nährstofflast des
Balaton [Plattensee] in den See. Stark belastet (Güteklasse III) sind auch die
der Donau bzw. derTheiß zufließenden Nebenflüsse und Kanäle (Kapos, Si6,
Nädor- und Malom-Kanal, Zagyva, Tarna Maros, Saj6, Kraszna und Sza-
mos). Die Theiß selber verschlechtert sich dadurch vom Grenzeintritt (Güte-
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klasse I) an zur Güteklasse II, bei einzelnen Elementen (2. B' Nitrit, Phos-
phat, Ammonium) auch zur Güteklasse III.

Als besonders gefährdetes Gewässer gilt der Balaton, der aufgrund des gerin-
gen narürlichen 'Wasseraustausches auf eine übermäßige Nährstoffzufuhr mit
iascher Eutrophisierung reagiert. Die Verschmutzung des Balaton nahm be-
sonders Mitte der siebziger Jahre alarmierende Ausmaße an, als das Algen-
wachstum so rasant zunahm, daß ein Umkippen des Gewässers drohte. IJrsa-
che der Verschlechterung waren vor allem mehrere Viehzucht-Großbetriebe
sowie die massive Ausweitung des Tourismus und die unkontrollierte Uferbe-
bauung, mit der die Müllbeseitigung, die Kanalisation und die Reinigungska-
pazitätenfür das anfallende Schmutzwasser nicht Schritt halten konnten. Die
Landwirtschaft entläßt jährlich rund 180.000 mr Gülle in das Vassereinzugs-
gebiet des Sees, und die zunehmende Bodenerosion infolge der Ausdehnung
äes Obst- und \Weinanbaus bewirkt eine verstärkte Einwaschung von Kunst-
dünger und Pflanzenschutzmitteln. Der einzige größere \Wasserzufluß, die

Zali,transportiert 40% des gesamten Nitrogens und 50% des gesamten Phos-
phatertrages in den See sowie bei normalem §Tassergang 7000 t organische

Schwebstoffe. Die \flasserqualität des Balaton verschlechtert sich von Ost
nach §7est von Güteklasse I auf II - mit einer Tendenz zvr Besserung gegen-

über früheren Jahren.

Ort

Phosphorgebalt wnd Algenprodwktion im Balatone

Phosphorgehalt Algenproduktion

Nordöstl. Becken
Südl. Becken

35 mg P/m3
84 mg P /m3

114 glha
700 g/ha

In den Jahre n 1973/74 lrat eine plötzliche Verschlechterung der Iü/asserquali-

tät ein, die besonders das Becken von Keszthely betraf. Der Anteil des Chlo-
rophylls im Seewasser nahm von 19713-15 mglmt auf 1973 8-67 rr,g/m3

uid tgz+ lO-lO7 mg/m3 zu, so daß es teilweise nicht mehr ,,nur" als eutroph,
sondern sogar als hypertroph (über 50 mg/m3 Chlorophyll) bezeichnet wer-
den mußte. Bis 1976 sanken die Verte wieder, um ab 1980 erneut im Becken
von Keszthely auf beinahe 200 mg/m3 Chlorophyll (1982) anzusteigen. Dort
lag im selben Jahr auch die Zahl der Algen bei 100.000/ml gegenüber 1000/ml
in den sechziger Jahren. Der Sauerstoffmangel im See führte wiederholt zu
Fischsterben bzw. zu geringeren Fangerträgen (- so sank die jährliche Fang-
menge beim Maifisch von ca. 45 Tonnen (1966) kontinuierlich auf 9,3 Tonnen
(re78)).
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Zu den gravierendsten lJmweltproblemen lJngarns zählt die Verschmutzung
der reichhaltigen Grund-, Karst- und Thermalwasservorkommen. Die öffent-
liche §Tasseryersorgung erfolgt nt 90"/o aus den unterirdischen §Tasservor-
kommen; yon den herangezogenen §Tasservorkommen gelten 10% als ge-
schädigt, 60"/" als unmittelbar gefährdet und 30% als langfristig von Ver-
schmutzung bedroht. Von 105.038 unter biologischem Aspekt untersuchten
Grundwasserproben, die 1983 analysiert wurden, mußten 25,7"/" beanstandet
werden. Bei der Analyse von 45.135 Proben unter chemischem Aspekt wur-
den 38,4% von ihnen beanstandet. Neben dem Eisengehalt (der über eine Ab-
setzung im Leitungsnetz besonders im Tiefland auch zu einer sekundären
§(Iasserverschmutzung führt) wurde hier vor allem der hohe Nitratgehalt des
Grundwassers beanstan det (347" aller Proben), der in immer mehr Siedlungen
zur Schließung der Trinkwasserbrunnen geführt hat. Insgesamt verfrigen 800
der 3063 ungarischen Siedlungen über kein gesundes \Tasser mehr und müs-
sen anderweitig versorgt werdenl0. Nitrat ist aber auch im 1üTasser einer wach-
senden Zahlvon'Wasserwerken, z.B. in Budapest, nachweisbar. Eine Über-
sichtskarte zeigt insges amt 75 nitratverschmutzte Brunnen ungarischer \7as-
serwerke und nur noch wenige Gebiete, deren Grundwasser den Qualitäts-
normen entsprichtll.

Die Nitratbelastung des Trinkwassers hat vor allem auf Säuglinge und Klein-
kinder schwere gesundheitliche Auswirkungen. Nitrathaltiges rWasser hat
zwischen 1968 und 1978 bei 1500 Säuglingen Methämoglobinämie mit viel-
fach tödlichem Ausgang ausgelöst. Seit 1978 weist die Statistik jährlich 250
daran erkrankte Kinder auf. Schulkinder bleiben bei Konsum von nitrathalti-
gem Trinkwasser in ihrer geistigen und körperlichen Entwicklung hinter
Gleichaltrigen zurück, die gesundes'§Tasser zu sich nehmen. Im Komitat Bor-
sod wurde festgestellt, daß 1980 dieZahlder auf 100.000 Bewohner entfallen-
den Todesfälle aufgrund von Erkrankungen des Verdauungstraktes in den
Gebieten mit einer Nitratbelastung des Trinkwassers von 190 mg/l bei über
500 lag, in Gebieten mit §Terten von 90 mgll jedoch n:ur 220 betrugtz.

Die Karstwasservorkommen erfahren besonders in den Gebieten des Bauxit-
und Kohlebergbaus empfindliche Beeinträchtigungen; die künstliche Sen-
kung des lüTasserspiegels hat zum Versiegen von Brunnen und Quellen geführt
und sogar den berühmten Höhlensee r.on Tapolca am Balaton ausgetrocknet.
Im Schichtenwasser wurde in steigendem Maße eine Verschmutzung durch
Nitrate festgestellt. Auch die Qualität des Budapester Thermalwassers, das
aus einer Tiefe von über 1000 Metern entstammt, hat sich in den letztenJahren
verschlechtert. Unabsehbar sind überdies die Auswirkungen des im Bau be-
findlichen Staustufensystems an der Donau, das nach Meinung von Kritikern
ein Trinkwasserreservoir von insgesamt 13 Mio. km3 gefährdet13.
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Zusammenfassend lassen sich die Probleme der §[asserverschmutzung in Un-
garn in vier Punkten resümieren:
1. Dem steigenden Schmutzwasseranfall steht nur eine geringe Reinigungska-
pazität und ein unzureichendes Kanalisationsnetz gegenüber.
2.Die Landwirtschaft trägt mit ihrem wachsenden Kunstdünger- und Gülle-
anfall in erheblichem Maße zur \flasserverschmutzung bei.
3. Als besonders alarmierend muß die hohe und weiterhin steigende Belastung
des Grundwassers und zunehmend auch des Karstwassers mit Nitrat betrach-
tet werden.
4. Die Eutrophisierung des Balaton gilt als eines der bedeutendsten Umwelt-
probleme lJngarns, auf das - schon aus wirtschaftlichen Gründen (Touris-
mus) - mit raschen und wirksamen Gegenstrategien reagiert werden muß
(s.3. Umwebpolitih).

2.2. Lwfto erscbmwtzwng

Von einer Gesamtfläche von 93.000 km2 gelten in Ungarn nur etwas mehr als

7000 km2 (7,6%) als luftverschmutztes Gebiet; auf die Bevölkerung umge-
rechnet, leben hier jedoch 40"h der Einwohner. Als beträchtlich verschrrrutzt
wird neben einigen Industriekomitatenla vor allem die Hauptstadt Budapest
bezeichnet, in der jeder fünfte Ungar seinen \Wohnsitz hat. Eine lJntersu-
chung der Nebeltage (Sichtweite unter 200 m) in Budapest ergab, daß diese
sich zwischen 1981 (16 Nebeltage) und 1984 (37 Nebeltage) mehr als verdop-
pelt haben; die Tage mit Sichtweiten unter 50 Metern haben sich mit einem
Anstieg von 3 (1981) auf ts (1984) sogar verfünffacht. Auf der anderen Seite
hat sich in Budapest dieZahl der Sonnenstunden von2074 (Durchschnitt der

lahre 193l-1960) um 1.2"h auf 1820 (1984) verringert.

Die Verschmutzung der Luft mit Scbwefeldioxyd ist stark jahreszeit- und
ortsabhängig: In Budapest wurde die Luft in den \(intermonaten der Jahre
1980-1984 unter diesem Kriterium jeweils als verschmutzt eingestuft, im
Sommer als sauber. Stark verschmutzt erschienen im lW'inter 1983184 die In-
dustrieorte Mohäcs, Ö zd, Saj6 szentp6ter, T atabäny a, Es ztergom und Doro g.

In elf der untersuchten Siedlungen lag die SO2-Konzentration in der Heizpe-
riode um mehr als 10% über dem erlaubten Grenzwert von 0,15 mglm3.

Lokal und je nach §iletterlage können die SO2-Belastungen noch erheblich
höher liegen als von den Durchschnittswerten angezergt. In den Budapester
Stadtteilen Üjpest, Angyalföld, Ferencväros, Erzs6bet und Csepel erreichte
die Verschmutzung auch Konzentrationen von 3,0 mg/m3;bei Smog-\Wetter-
lagen ist eine Konzentration von 2,0 mg/m3 im gesamten Stadtgebiet möglich.
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SO z-Dwrchscbnittskonzentrationen in besonders belasteten Siedlwngen und
Prozentsatz der grenzw ertüb erscbreitenden M eflerge bnisse ( 1 9 83 / B4 )ts

Siedlung \Winter Sommer

E sztergom
Putnok
I)orog
Tar,abänya
Oroszlänv
Budapest
Komärom

0,183 mglm3
0,1,59 mg/m3
A,154 mg/m3
A,134 mg/m3
0,1 1B mg/m3
0,1 13 mg/m3
0,104 mg/m3

54,9"/"
43,5"/"
34,4"/"
3A,8"/"
rB,g"/"
25,5"/"
21,1"/"

0,061mg/m3
A,A49 mg/m3
0,033 mg/m3
0,048 mg/m3
0,046 mg/m3
0,017 mg/m3
0,041mg/m3

l,6o/"
6,7o/"
1,2o/o

3,2"/"
o,g"/"
o,2o/"
2,gn/"

Im Jänner 1984 lag die Konzentration auch im Budaer l\{eßort Sz6na tdr mit
0,167 mg/m3 über dem Grenzwert.

Bei den NO2-Konzentrationen ergaben sich im Zeitraum 1.980-1984 in den
meisten untersuchten Siedlungen \ferte, die eine Einordnung als ,,sauber"
oder ,,befriedigend" rechtfertigten. Eine zehnprozentige oder noch größere
Überschreitung der Grenzwerte wurde normalerweise von jenen normüber-
schreitenden Meßergebnissen erreicht, die in den Großstädten oder Orten mit
besonderen Verkehrsproblemen erzielt worden waren. In Budapest ist die
NOz-Konzentration der Luft flächenmäßig am bedeutendsten und verursacht
besonders im Sommer bereits Smog-Gefahr. Ein Drittel des NO-Ausstoßes
in Ungarn stammt aus dem Verkehr. Nach Prognosen des Verkehrsministe-
riums von 1987 v'ird diese Belastung bis 1990 um 87o steigenl6.

Besonders gravierend ist in Ungarn das Ausmaß des Stawbniederschlages.ln
keiner einzigen der untersuchten Siedlungen konnte die Luft in dieser Hin-
sicht als sauber kategorisiert werden. IJm mehr als 40"/" wurde der Grenzwert
(12,5 g/m2/30 Tage) in der Heizperiod e 1984 in 14 Siedlungen überschritten,
in der heizfreien Zeitin 18 Ortschaften. IWährend Budapest 1983/84 als ver-
schmutzt bezeichnet wurde, lagen die \(erte in fast allen anderen Orten noch
erheblich höher; Immissionsschwerpunkte sind vor allem die Tiefebene, wo
es auf Grund von Übermelioration zu einer Addierung der natürlichen, der
landwirtschaftlichen und der industrielien Staubbelastungen kommt, sowie
die Industriegebiete der Komitate Borsod-Abaij-Zemp16n, Komärom,
Veszpr6m und Pest. Die Rw$konzentrationenlagendemgegenüber bis auf we-
nige Ausnahmen 1983/84 so niedrig, das die Luft als sauber oder befriedigend
bezeichnet werden konnte.
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D wr cb s cb nittlicb e r Staub nie de rs ch lag in b e s on de r s b e last e t e n S ie dlwn ge n
(in g/rn2/30 Tage) wnd Prozentsatz der grenzwertüberscbreitenden Me$-

ergebnisse (1983/84»?

Siedlung Winter Sommer

Ajka
Läbatlan
Y ärpalota
Dunaüjväros
Pet
Yäc
Dorog
özd
Budapest

50,9

38,6
29,9
29,5
23,1
2A,A

1.7,6

17,5

615

86,So/b

94,4"/"
81, r2o/"
80,3"/"
73,lol"
48,6"1"

5A,A"/"
48,9"/"
8,4"/"

20,1

32,7
27,8
28,4
13,7
23,9
12,3

15,2

914

60,7"/"
93,3"/"
74,6"/"
74,6"/"
44,9"/"
63,6"/"
46,2"/"
34,9"1"
19,5"/"

Die Verschmutzung dtrch Koblenmonoxydkonzentriert sich auf die Komita-
te Borsod, Komärom, N6gräd, auf das mittlere Transdanubien und die Um-
gebung von Ajka. Im Jänner 1984 betrug die monatliche Durchschnittskon-
zentration in der Pester Innenstadt 6,2 mg/m3. Die Jahresdurchschnittswerte
lagen 1979 in Budapest bei 10 mg/m3, in Miskolc bei 14 mg/m3 und in Vesz-
pr6m bei 9 mg/m3. Der Grenzwert gesundheitsunschädlicher Konzentration
in der Luft beträgt demgegenüber 1,0 mg/m3 im Tagesmittel.

IJntersuchungen am Rande der Hauptverkehrsstraßen von Budapest ergaben,
daß die Konzentration von Kohlenmonoxyd und Blei fast immer die erlaub-
ten Grenzwerte manchmal bis zum Hundertfachen überstieg. Messungen aus
dem Jahre 1980 ergaben in der Nähe des Ostbahnhofes Bleikonzentrationen
von 1.0,5 Mikrogramm/m3 gegenüber einem Grenzwert von 0,7 Mikro-
gramm/mr; am Engels-Platz betrug die Bleikonzentration 8,5, im Tunnel un-
ter dem Burgviertel sogar 27,6 Mikrogramm/m3. Analysen des Verkehrswis-
senschaftlichen Institutes belegten, daß auch außerhalb der bewohnten Gebie-
te in der Umgebung der Verkehrsstraßen je nach Frequentierungsgrad erheb-
liche Bleibelastungen des Bodens auftreten. Insgesamt sollen 1980 etwa 1500 t
Bleiverbindungen über die Verbrennung von Benzin in die Luft emittiert wor-
den sein18. Auch bei Formaldebyl überstieg mehr als die Hälfte aller an den
Budapester Hauptverkehrsstraßen gemessenen'§7'erte die Immissionsnorm.

Schwefel- und Nitrogenoxyde verursachen über eine Verschmutzung der At-
mosphäre hinaus auch saure Ablagerungen auf den Erdschichten. So erwiesen
sich zwei Drittel der untersuchten Niederschlagsproben als sauer. Bei der
Messung der Nitrogen-Konzentration im Niederschlagswasser lag der durch
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offene Probenahmen erzielte Durchschnittswert etwa siebenmal höher als die
im Jahre 1902 gemessenen'W'erte.

Die trockene und die nasse Ablagerung haben zusammen zur Folge, daß jähr-
lich etwa 2|4.OOO t Schwefel bzw.245.OO0 t Nitrogen auf Ungarn niederge-
hen. Von den Schwefelablagerungen in lJngarn stammen etwa40"/" aus heimi-
schen Emissionsquellen. Schwefelimport (1978-1980: 333.000 t) findet vor
allem aus Jugoslawien (93.000 t) und der Tschechoslowakei (56.000 t) statt,
wird aber vom ungarischen Schwefelexport (1978-1982t 522.000 t) vor allem
in die Sowjetunion (185.000 t), nach Rumänien (91.000 t) und nachJugosla-
wien (86.000 t) übertroffenle. lJngarn zählt also zu den Netto-Schwefelexpor-
teuren.

Bei der Erforschung der Ursachen der Luftverschmutzung spielt die Energie-
struktur, die in Unga rn zt zweiDritteln auf fossilen Brennstoffen beruht, eine

besondere Rolle; ein Drittel der benötigten Energie produziert das Atom-
kraftwerk in Paks, wo im August 1987 der vierte Reaktorblock von jeweils

440 M\f in Betrieb gegangen ist. 1984 betrug der Anteil der Kohle an der
Energieversorgung 26,8"/o, der von Erdöl und Erdgas 33,8 bzw. 27,1"/", ande-
re Enirgieträger machten damals erst 12,3o/o aus. Der Anteil der Kohle ist da-
mit - vor allem wegen des sinkenden Heizwertes der Kohle - von 1970

50,1o/" auf etwa die Hälfte gesunken, während der Anteil von Erdgas sich
mehr als verdoppelte. Andererseits ist in der Kohleverwendung die Nutzung
der heimatlichen Kohle in den Vordergrund getreten, die einen hohen Schwe-
felgehalt (2,2 g/M» besitzt.

Auf der Basis der benutzten Energieträger werden der gesamte Schwefelaus-
stoß in lJngarn auf 600.000 t, die SO2-Emissionen entsprechend auf
1,2OO.OOO t geschätzt2o; ein Großteil der Emissionen (485.000 t Schwefel,
97O.OOO t SO2) stammen dabei aus der Verbrennung der heimischen Kohle.
Hauptverbraucher des umweltschädlichen Materials sind die konventionellen
ungarischen \Wärmekraftwerke, die deshalb allein für drei Viertel der SO2-

Emissionen verantwordich gemacht werden.

Von den verschiedenen Emittenten in Ungarn sind beim Landesamt für Na-
tur- und Umweltschutz insgesamt 17.OOO registriert (ohne Verkehr, ohne
Haushalte und ohne kleinere Heizungsanlagen), so daß etwa 70-80"/" der
Emissionen aus ortsgebundenen Verschmutzungsquellen erfaßtwerden. Ein-
schränkend heißt es jedoch: ,,Auf Grund der Selbstbekenntnis-Methode und
des Mangels an Datendienst-Diziplin können die Daten nur in bezug auf die
Industrie als mehr oder weniger maßgeblich betrachtet werden."21
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Den so erhobenen Daten zufolgegelangten 1983 aus technischen und verbren-
nungstechnischen Quellen etwa 640.000 t Schwefeldioxyd,406.000 t Kohlen-
monoxyd, 73.000 t Nitrogenoxyd,554 t Fluor, 78 t Chlor, mehr als 4000 t
Ammonium und 281.000 t feste Verschmutzungsstoffe in die Luft. Mehr als

70"/" des angegebenen SOz fielen in den Komitaten Komärom, Heves, Borsod
und Baranya an; erheblich weniger (35.000 t : 5,5o/") betrug die Menge in Bu-
dapest, doch auf die Fläche umgerechnet wird in der dichtbesiedelten Haupt-
stadt sogar mehr emittiert als in den genannten Komitaten. Im Verhältnis zur
Fläche und erst recht zur Bevölkerung ist der Ausstoß von Emissionen in Bu-
dapest auch bei allen anderen Stoffen beträchtlich, so daß eine Aussiedelung
von Industriebetrieben dringend geboten wäre.

Eine der wichtigsten Quellen der Luftverunreinigung ist, besonders in den
Städten, der Kraftfahrzeugverkehr. Allein von den in Budapest jährlich in die
Luft emittierten etwa 150.000 t CO stammen60"/" aus den Abgasen der Kraft-
fahrzeuge. Der Pkw-Bestand ist in Ungarn innerhalb von 20 Jahren von
100.000 (1965) auf über 1,4 Mio. angestiegen; davon sind S:O.OOO, d.h.37"/"
mit Zweitaktmotoren ausgerüstet, womit Ungarn - nach der DDR - den
zweithöchsten Anteil an Fahrzeugen mit Zweitaktmotoren in der \7elt auf-
weist. Der Anteil des Kohlenmonoxyds ist in den Abgasen der Zweitakt-
motoren etwa 20"/" höher als bei Viertaktmotoren. Bis 1990 ist im Rahmen
zwischenstaatlicher Verträge die Lieferung von weiteren 180.000 Pkw der
Marke ,,Trabant" und ,,\Tartburg" vorges ehenz2. Bei Beibehaltung der derzei-
tigen Importmenge von jährlich 145.000 Pkw würden auf ungarischen Straßen
zur Jahrtausendwende 1,8 Mio. Pkw fahren. Der tatsächliche Bedarf wird je-
doch mit 2,1-2,5 Mio. Pkw angegeben, so daß nach Möglichkeiten einer ei-
genen Pkw-Produktion mit einer ausländischen Gesellschaft gesucht wird.
Negativ wirkt sich auch die Überalterung des Fahrzeugparks aus, von dem
etwa 30"/" älter als zehn Jahre sind. Das Durchschnittsalter der Fahrzeuge in
lJngarn beträgt beinahe neun Jahre, und die weniger umweltschädlichen west-
lichen Fahrzeugtypen machen nur 4,8"/" des Bestandes aus.

Über die Kosten und Lasten der Luftverschmutzung in Ungarn liegen nur we-
nige Informationen vor. Der Zeitschrift,,Heti Viläggazdasig" [\woche der
§Teltwirtschaft] zufolge, die sich auf einen lJntersuchungsausschuß der Aka-
demie der rVissenschaften beruft, betrugen die jährlichen Kosten der Luftver-
schmutzung für KorrosionT-8 Mrd. Forint (ca. 300 Mio. DM), für die Bo-
denversauerung 5- 10 Mrd. Forint (200-400 Mio. DM) und für das Gesund-
heitswesen 4 Mrd. Forint (160 Mio. DM); der Gesamtschaden belaufe sich
auf mindestens 20-25 Mrd. Forint (800 Mio.-1 Mrd. DM;z:.

In der Industriestadt Miskolc sdeg die Zahl der wegen Atemwegserkrankun-
gen behandelten Kinder zwischen 1977 und 1980 von 50 auf 40024. Zwei Kin-
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derärztinnen haben darüber hinaus auf der Datenbasis von 300.000 Kranken-
untersuchungen nachgewiesen, daß dieZahl der unter chronischen Erkran-
kungen der Atemwege leidenden Kinder in der Industriestadt Dorog noch
zweimal höher liegt als im ohnehin stark belasteten Miskolc und dreieinhalb
mal so hoch wie im Komitat Borsod; 2,7"/" der Kinder aus Dorog wiesen dem-
nach Entwicklungsstörungen auf2s. Auch von einer Zunahme der Lungen-
krebserkrankungen ist verschiedentlich die Rede. In einem aufrüttelnden
Buch eines ungarischenJournalisten heißt es: ,,Ich bin in die Industriereviere
gefahren, wo auf Grund der giftigen Gase und der Staubverschmutzung die
Zahl der an Erkrankungen der oberen Atemwege Leidenden in den letzten

Jahren sprunghaft angestiegen ist. Auf den Grafiken der Lungenheilkundler
habe ich den Zusammenhang zwischen Luftverschmutzung und Lungenkrebs
begriffen. "ze

Die Luftverschmutzung und insbesondere die sauren Niederschläge gelten als

hauptverantwortlich für eine auch in lJngarn zu beobachtende Zunahme der
Schädigung der \[älder: Während 1983 150.000 ha, d. h. l0% des Valdes als

geschädigt eingestuft wurden (wirtschaftlicher Schaden: umgerechnet rund
40 Mio. DM), waren es 1986 schon 307", obwohl die \X/aldfläche insgesamt
durch Aufforstungsmaßnahmen zugenommen hat. Besonders hoch ist die
Schadensrate mit 26,7"/" (1983) bei den Eichenbeständen (Kosten nach Be-
rechnungen von 1987 umgerechnet 120 Mio. DM21.

Zusammenfassend läßt sich feststellen: Bezogen auf die Gesamtfläche zählt
IJngarn zu den Ländern mit einer mittleren Luftverschmutzung; da in den
7,5"/" der Landesfläche, auf die sich die Emissionen und Belastungen konzen-
trieren, jedoch rund 40"/" der Bevölkerung leben, nimmt die Luftverunreini-
gung besonders in den \Tintermonaten ernste, teilweise dramatische Ausmaße
an.Zu regelmäßigen Grenzwertüberschreitungen kommt es in diesen Gebie-
ten bei SO2, Staubniederschlag, CO, Blei und weiteren toxischen Stoffen;
auch bei NOz werden Normüberschreitungen registriert, die aufgrund des

steigenden Verkehrsaufkommens voraussichtlich weiter zunehmen werden.
Abgesehen von einer Reihe von regionalen Schwerpunkten der Verschmut-
zung ist die ungarische Hauptstadt von Verkehrs- und Industrieabgasen am
stärksten betroffen.

2.3. Bodenbekstwngen

Von den 9,3 Mio. ha Gesamtfläche galten 1984 88,8% (8,3 Mio. ha) als urbar,
mehr als 70"/" (6,5 Mio. ha) wurden landwirtschaftlich genutzt. Damit hat
sich die landwirtschaftliche Nutzfläche seit 1950 um 821.000 ha (ll,lo/") ver-
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ringert, während die Flächen der Forstwirtschaft sowie von Industrie, Stra-

ßenbau, Siedlungen, \Tasserwirtschaft etc. um ieweils rund 40% angewachsen

sind. Die Verringerung der landwirtschaftlichen Nutzfläche hält bis heute an

- 1984 betrug der Verlust 17.000 ha. Durch Meliorationen ist allerdings in
jüngster Zeir. erstmals wieder die Ackerbaufläche um einige tausend Hektar
angewachsen.

Da der Boden unter den natürlichen Potentialen lJngarns mit etwa 40"/" den
wichtigsten Faktor darstellt, sind die hier zu beobachtenden Schädigungen
von beionderer Bedeutung. 50% der 1980 ca.6,5 Mio. ha Nährboden sind

unter physikalischen und chemischen Gesichtspunkten gefährdet. Durch
Erosioi sind in lJngarn - in erster Linie in abschüssigem Gelände - etwa
2,3 Mio. Hektar Land geschädigt - das sind annähernd 28"/" des urbaren Lan-
des. In den von Erosion betroffenen Gebieten beträgt die jährliche Auswa-
schung des Bodens etwa 30 Tonnen pro Hektar, die Schmutz- und Nährstoffe
belastän unmittelbar die Oberflächengewässer. In der Umgebung des Balaton
beträgt die jährliche Bodenauswaschung etwa 30-60 t/ha, von denen 50"1" in
den Fluß Zala gelangen. Insgesamt beträgt die jährliche Auffüllung des Sees

1,7-2,0 mm, die zu 30"t" durch Flußschlamm, ztr 25"/" durch LJfererosion
ausgelöst wird.

Durch Deflation, also durch bodenzerstörende Auswirkungen des §7indes,

sind in Ungarn etwa 1,4 Mio. ha Land oder ein Fünftel der landwirtschaftli-
chen Nutzfläche geschädigt - in erster Linie lockerer Sand- sowie Moorbo-
den. Zu den Folgin der Deflation zählt, daß die obere Ackerkrume dünner
wird, die Pflanzungen geschädigt werden und der durch den Vind transPor-
tierte Staub zur Ltfwerschmutzung beiträgt. Zur Bodenzerstörung tragen

auch die Verstawbwng und Verdicbtwng des Bodens bei, die durch moderne
Produktionsmethoden ausgelöst n'erden. Schädigungen am Boden werden
überdies durch Überscbwemmung in den flach- und tiefgelegenen Gebieten
(durchschnittlich etwa 13O.OOO ha) ausgelöst, wodurch die landwirtschaftli-
che und sonstige Nutzung des Gebietes eingeschränkt werden. Ein weiteres

Problem ist dii Bodenuersa.uerung, von der insgesamt 2,3 Mio' ha Boden be-

troffen sind; davon sind Zl"/" schwach, 667o mittelmäßig und ll"/o starkver-
sauert. 4OO.OOO ha alkalischer Boden gelten als sekundär verursacht, also

durch menschliche Einflußnahme vor allem in Form von zurückgebliebener
oder mangelhafter §flasserregulierung.

Die Bodenbelastungen werden zu einem bedeutenden Teil durch die Intensi-
vierung der Landwirtschaft verursacht. Die mechanische Zugkraft ist seit 1970

von weniger als 4 Mio. kV auf 1984 mehr als 8 Mio. krW angewachsen, mehr
als 99"/" d"rron entfielen auf Traktoren. Damit ist die Ausstattung der land-
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wirtschaftlichen Einheiten mit mechanischer Zugkrak zwischen 1950 und
1980 auf das 3lfache, die Versorgung mit Traktoren auf das t2f.ache angestie-
gen. Dieser Motorisierungsprozeß machte, um wirtschaftlich zu sein, die
Schaffung von großen Flächen und Komplexen notwendig, wodurch wieder-
um der Boden- und §ffasserhaushalt verändert wurde sowie Erosions- und
Deflationsprozesse verstärkt wurden. Gleichzeitig erhöhte sich das Gewicht
der Maschinen, was zu einer Bodenverdichtung und einer Verschlechterung
des §ü'asserhaushalts im Boden führte. Im Vergleich zur Zwischenkriegszeit
ist auch die durchschnittlich auf einen Hektar entfallende Kunstdüngermenge
von l-2 kg auf über 200 kg gestiegen.

V ersorgwng mit Kunstdün ger 1 9 8 0 - 1 9 84 (in Tonnen Wirkstofflzs

Jahr Nitrogene Phosphor Kalium Gesamt

1980 536.778 390.178 472.169 1,399.125
1981 562.930 398.925 523.555 1,485.410
1982 646.546 391.855 489.865 1,528.266
1983 625.369 410.391 550.611 1,586.371
1984 625.906 431.086 466.983 1,523.975

Umweltschäden werden darüber hinaus durch den vermehrten Anfall von Fä-
kalien im Zuge der Ausweitung der Großstall-Viehzucht ausgelöst - insbe-
sondere die Gülle ist zur Quelle der Umweltverschmutzung geworden (vgl.
2.1. Wasseruerschmutzung).In der Regel können die Fäkalien nur durch Ver-
sickerung oder durch Auftragung auf den Boden beseitigt (und als Dünger ge-
nutzt) werden; die auf einen Hektar landwirtschaftliche Fläche aufgebrachte
Menge Fäkalien ist deshalb sowohl in den Staatsgütern als auch bei den Ge-
nossenschaften innerhalb von vier Jahren von 30 bzw. 38 Tonnen (1980) auf
32b2w.40 Tonnen (1984) angestiegen. Die Entsorgung von jährlich 30 Mio. t
Gülle und 220.000 t Schmutzwasserschlamm ist ungelöst, und schließlich be-
lastet auch der vermehrte Einsatz von Pflanzenschuzmitteln die Umwelt:
lnsgesamt ist die Menge der Pestizide bis Ende der siebziger Jahre konti-
nuierlich angestiegen und hat sich dann nach einem leichten Abfall bei jährlich
rund 6+.000 Tonnen eingependelt. 826.000 Hekmr Land wurden aus der Luft
mit Herbiziden behandelt, wodurch der unkontrollierten Streuung toxischer
Stoffe in der Umwelt ztsätzlich Vorschub geleistet wird.

2.4. MüUbeseitigung

Der stetige Anstieg des Müllaufkommens aus Produktion und
stellt in Ungarn ein ernstes ökologisches und wirtschaftliches

Siedlungen
Problem
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dar. Da die Entwicklung eines Systems der Müllbeseitigung mit dem Anstei-

gen des Müllaufkommeis in keiner \fleise Schritt gehalren hat, häufen sich die

Fä[e schwerer lJmweltbelastungen auf Grund unsachgemäßer Müllentsor-
gung.

Die Menge dervon der öffentlichen Müllabfuhr abtransportierten festenSied-

lwngsabfälte ist seit Mi*e der siebziger Jahre von 6 Mio. m3 auf 13 Mio. m3

(19ä4) arrgewachsen. obzwar die öffentliche Müllabfuhr ihren virkungskreis
in d.r, letltenlahren kontinuierlich ausgebaut hat und 1984 rund 800 Siedlun-

gen erreicht., *r. 1984 immer noch erst jeder fünfte Einwohner angeschlos.-

sen. Schätzungen zufolge wird der Müllanfall pro Kopf und Jahr von derzeit
etwa 0,9-1,2 m3 auf. 1,7-2,2 m3 im Jahre 2000 anwachsen.

Jahr

Menge der festen Siedlwngsabfälle 1975 - 19842e

Zahlder in die Müll- Menge des abtrans-

abfuhr einbezogenen portierten Siedlungs-
Einwohner, in 1000 mülls, in 1000 m3

Industrie-
abfälle,
in 1000 m3

1975
1976

1977
t978
1979
1 980
1981

1982
1983
1984

1430
1493
1580
t663
1753
1 801

1929
2A32
2159
2223

4272
4601
4989
5549
6042
6495
7369
797 6

8673
9t94

1 893
2158
2464
2758
3041
3350
3179
3495
3541
381 1

Die Beseitigung des Siedlungsmülls erfolgt vorwiegend im \(ege der geordne-

ten oder ,'rrg.ätdt.ten Ab-lagerung. Vön den 15,1 Mio. Tonnen erfaßten

Mülls wurd"r, tl Mio. t auf dem'wege der Landverfüllung beseitigt,74.000 t
auf dem der Kompostierung, 1,6 Mio. t auf dem der Verbrelnllg und

377.OOO auf andere-lVeise. Nach einer anderen Quelle fallen jährlich etwa

60 Mio. m3 Siedlungsabfälle an) von denen n.y 40"/" ordentlich gelagert wer-
den3o. Insgesamt *är.r, 1984 275 Müllagerstätten im Besitz der Müllabfuhr,
vo, derreri 25 2 als den Umwelts ch utzauilagen entsprechend galten. Die Zahl
der in der Hand anderer Organe befindlichen und der illegalen Müllkippen,
die unter Umweltgesichtspunkten häufig völlig unzureichend sind, wird je-

doch erheblich höher geschätzt.
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Auf den Müllkippen kommt es zur Bildung von Staub, Rauch, Gasen und
Bakterien, durch die Niederschläge werden schädliche Stoffe gelöst und kön-
nen ins Grundwasser gelangen. Bei der oftmals praktizierten offenen Ver-
brennung gelangen dagegen aus einem Kilogramm Abfall 4,2 mg Salzsäure,
1,6 mg Schwefeldioxyd, 0,5 mg NO2 und 0,07 mg NO3 in die Atmosphäre.
Vor diesem Hintergrund wird die positive Einschätzung der geschlossenen
Müllverbrennung in Ungarn verständlich, obwohl westliche Fachleute auch
bei diesen Anlagen davon ausgehen, daß von den gasförmigen Emissionen und
von der Schlacke eine starke Gefährdung der Umwelt ausgeht. Eine solche
Müllverbrennungsanlage arbeitet seit 1982 in Budapest; mit einer Tageskapa-
zitätvon L200 t kann sie etwa 60"/" der festen Siedlungsabfalle der Hauptstadt
aufnehmen. Ihr Schornstein ist 120 Meter hoch und mit einem Elektrofilter
ausgestattet, so daß die Staubemissionen unter dem vorgeschriebenen Grenz-
wert liegen.

Obwohl von 1000 Tonnen kommunaler Abfälle 370 Tonnen als Sekundärroh-
stoff gelten (davon 200 t Papier, B0 t Eisen, 80 t Glas, 10 t Aluminium), ge-
langt nur ein geringer Teil des Siedlungsmülls zur Viederverwertung. Die bis-
herige Form des Aufkaufes der Sekundärrohstoffe führt nicht dazu, daß die
Bevölkerung die'§Tertstoffe in größerem Umfang dem Müll entzieht.

Gegenstand einer öffentlichen Auseinandersetzung wurden die Probleme bei
der Müllablagerung im Zusammenhang mit einem Vertrag zwischen dem
kommunalen lJnternehmen FLEXUM in Mosonmagyarlvär mit der öster-
reichischen Firma Mülltrans, der die Lagerung von jährlich 60.000 t öster-
reichischen Mülls in der westungarischen Ortschaft vorsah. Entgegen der
schriftlichen Zusicherung, daß der Müll keinerlei gefährliche Stoffe enthalte,
wurden bei einer lJntersuchung durch das staatliche Amt VITUKI darin be-
deutende Mengen Schwermetall gemessen. Messungen des Grundwassers der
in der Nähe der Müllkippe liegenden Trinkwasserbrunnen ergaben darüber
hinaus, daß bei einer Reihe von Elementen die Toleranzgrenze überschritten
war. Befürchtungen wurden laut, daß ausgewaschene Stoffe durch die Strö-
mung des Grundwassers in etwa zweieinhalbJahren die Trinkwasserbrunnen
erreichen würden. Die Parteiführung des Komitats verteidigte jedoch ebenso
wie das LJnternehmen FLEXUM den Müllimport unter Hinweis auf dessen
wirtschaftliche Vorteile. Erst als der Protest der Studenten und des Umwelt-
schutzausschusses des Vereins für Stadterhaltung lJnterstützung durch die
Volksfront erhielt, gelang es durchzus etzen) daß eine Einstellung der Trans-
porte und eine Aufkündigung des Vertrages angeordner wurden.

Probleme bereitet auch die Entsorgung von flüssigen Siedlwngsabfällen; bei
etwa der Hälfte von ihnen ist die Beseitigung unter minimalen Umweltschutz-
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bedingungen ungelöst, vielfach beschäftigen sich auch LPGs und andere Ein-
richtungen - praktisch unkontrolliert - mit ihrer Entsorgung. 1984 wurden
154 Gelände zur öffentlichen Beseitigung der flüssigen Abfälle registriert;472
Lagerstätten wurden dagegen gezähk, die nicht abgedichtet sind und bei de-
,r..r man verstärkt mit dem Versickern der nassen Abfälle rechnen kann.

Die Menge des indwstriellen Mülls liegt nach einer Erhebung von 1980, die auf
Angaben der Betriebe beruhte, bei 20 Mio. m3. Davon sind etwa 25% als Son-
dermüll (ungarisch: vesz6lyes hulladdk : gefährlicher Abfall) zu qualifizie-
ren. Nach einer anderen Angabe fallen in Ungarn jährlich 18 Mio. t Industrie-
müll an, von denen insgesamt 15?ä wiederverwertet oder gelagert werdenll.
Der Anteil des wiederverwerteten Materials liegt hier höher als beim Haus-
müll, 1984 betrug der §(ert der innerhalb der Unternehmen in die Produktion
zurückgeführten oder verwerteten Abfälle 12,l Mrd. Forint.

Umfang der Industrieabfälle nacb Branchen 1980- 1985 (in 1000 t/Jahr)32

Menge Verwendete Menge Beseitigte Menge
1985',! 1980 1985 1980 1985

Anfallende
1 980

Bergbau
E,lektroenergie
Hüttenwesen
Maschinenindustrie
Chemieindustrie
Leichtindustrie
Lebensmittel-
inCustrie
Baustoffindustrie
Gesamt

5.317
5.735
5 "785

317

390
199

1.900
2.503

22.146

5"153
5.977
6.156

335
253
190

1.900
2.503

22.467

4B

580

3.145
t68
192
64

500

726
5.423

39
720

3.270
177

210
73

1 .100
726

6.315

5.279
5.1 55

2.640
148

198

135

1.400
1.777

16 "732

5.tt4
5.257
2.886

158

43

tt7

800

1.777
16.t52

't' 1985: geschätzt

Vährend eine geringe'W'iederverwertungsquote in erster Linie ein wirtschaft-
liches Problem ist, stellen die gefährlichen Abfälle ein ernstes, vielleicht das

derzeit gravierendste Umweltproblem lJngarns dar. Die Erfassung des Son-

dermülls - auf Basis betrieblicher Angaben - setzte erst 1982 ein. Ein Kata-
ster, das vom Landesamt für Umwelt- und Naturschutz (OKTH) geführt
wird, gilt vor allem in bezug auf die nicht-industriellen \üirtschaftszweige als

,,nicht vollständig", weil die Aufsichmbehörde personell vollkommen unter-
besetzt ist und sich nur auf die Angaben der Betriebe stützen kann33. Nach
einer Erhebung von 1983 fielen in der ungarischen Industrie insgesamt

3ll.l87 Tonnen Sondermüll pflanzlichen und tierischen Ursprungs an,
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2,339.807 Tonnen Sondermüll mineralischen lJrsprungs, 590.971 Tonnen
chemischer und 279.841 Tonnen anderer Sondermüll. Eine andere Berech-
nung listet insgesamt 838.632 Tonnen chemischer Industrieabfälle auf, die
nicht genutzt werden können und problematisch zu beseitigen sind3a.

Ist die Erfassung des Sondermülls schon ungelöst, so ist seine Beseitigung
nach Einschätzung der Experten vollkommen unzureichend. Als Problem
wurde dies erst Anfang der achtzigerJahre erkannt, als 1981 in Väc mehrere
Trinkwasserbrunnen geschlossen werden mußten, weil gefährliche Abfälle
auf dem Gelände der Arzneimittelfabrik ,,Chinoin" das Grundwasser vergif-
tet hatten. Die Regierung erließ im selbenJahr eine Sondermüll-Veroidnung,
in der das Verursacherprinzip festgeschrieben wurde, die Betriebe zur Offen-
legung und Unschädlichmachung - wenn möglich in betriebseigenen Ein-
richtungen - verpflichtet und Strafgelder bei Verstößen festgelegt wurden.
Ein Jahr daratf beschloß das Staatliche Plankomitee ein umfangreiches Pro-
gramm zur sicheren Lagerung bzw. Beseitigung des gefährlichsten Sonder-
mülls (vgl. 3.3. Mallnahrnen des Umweltschutzes).

An der mangelhaften Entsorgung des Sondermülls hat sich dadurch bis heute
im wesentlichen nichts geändert. ,,Die umweltgerechte Beseitigung und Un-
schädlichmachung eines Großteils der gefährlichen Abfälle ist bis heute unge-
löst", heißt es im Bericht des Statistischen Zentralamtes. ,,Von den im Kataster
erfaßten gefährlichen Abfällen ist bei 30 Prozent die Entsorgung bzw. Auße-
reitung gelöst."35 Und der Stellvertretende Leiter der Koordinierenden Abtei-
lung des OKTH, P6ter RptvtENyI, erklärte 1987 t,,Ich glaube, daß wir hier in
keiner \Weise besser dastehen als 1980, als wir anfingen, uns mir dem Begriff
Sondermüll vertraut zu machen."36 In einem Bericht des Parteiorgans ,,N6p-
szabadsäg" hieß es, daß die Unternehmen gar nicht in der Lage seien, die Auf-
lagen der Sondermüll-Verordnung von 1981 zu erfüllen - trotz der Bereitstel-
lung von 300 Mio. Forint für die Schaffung von Lagerstätten und Verbren-
nungsanlagen, mit denen die jährlich in die Umwelt gelangenden gefdhrlichen
Abfalle um 100.000 t verringert werden sollen. Selbst wenn die Unternehmen,
wie neuerdings möglich, nur 40"/o der Investitionskosten für die Beseitigung
zt zahlenhätten und 30% vom OKTH getragen würden, seien sie dabei über-
fordert: ,,Trotz all dieser Maßnahmen ist nicht zu erwarren, daß die Qualität
unserer Umwelt auch nur auf dem gegenwärtigen Niveau zu halten isr. Einer
der Gründe dafür ist, daß der größte Teil der tlnternehmen nicht so viel Geld
hat, wie mafl zrLr Erlangung der aus dem Umweltschutzfonds beziehbaren
Gelder benötigt (. . .). Unter den in den letzten 11 Jahren unrersrürzren Inve-
stitionen dienten insgeamt sieben der Sondermüll-Beseitigung."37

Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, warum es in Ungarn in den letz-
ten Jahren immer wieder zu sogenannten Müll-Skandalen gekommen ist, die



ÖOH lgss [Imwebproblerne und ökologiscbes BeuuJStsein in Ungarn 313

meist erst durch eine Vergiftung des Trinkwassers aufgrund unsachgemäß ab-

gelagerten Sondermülls publik wurden. Eine LPG hatte z. B. 430 Fässer der
Üngarischen Kabelwerke, die PVC-Veichmacher enthielten, in der Erde ver-

9116".r. Kurze Zeit später mußten die Brunnen eines nahen Dorfes 
-geschlos-

ien werden, weil der lffeichmacher ins Trinkwasser gelangt war. Mehrere tau-
send Kubikmeter toxischer Stoffe mußten aus der Erde geholt und verbrannt
werden, der Stellvertretende LPG-Vorsitzende wurde vor Gericht gestellt. In
der Ortschaft Monor mußten ztletztim Februar 1988 13 von24 untersuchten
Brunnen geschlossen werden, weil die Chemieindustrielle Genossenschaft

,,Minös6g'i dort Sondermüllvergraben hatte. Mindestens 120 Tonnen Sonder-

müll wurden von den Behörden aus 12 Gruben freigelegt und 600 m3 ver-
schmutztes Erdreich abgetragen3s.

3. umweltpolitib

Der Begriff ,,lJmwelßchutz" [környezetv6delem] ist erst relativ spät in den

ungaris-hen Sprachschatz aufgenommen worden. Das ,,Neue Ungarische Le-
xikon" aus dem Jah re 196l enthält dieses Stichwort noch nicht, und in der er-
weiterten Ausgabe des ,,Kleinen politischen 1Wörterbuches" von 1974 findet
sich lediglich ein knapper allgemeiner l{inweis, ohne einen Bezugzu lJngarn
herzustellen. Vom ,,Schutz der natürlichen Umwelt des Menschen" war erst-

mals im März l97l in den ungarischen Rechtsnormen die Rede, im Gesetz

Nr.2/1972 über das Gesundheitswesen wurde dann zum ersren Mal in allge-

meiner Form,,die gesundheitsgefährdende lJmweltverschmutzung" verbo-
ten.

Die frühesten Regelungen und Institutionen, die aus heutiger Sicht dem Um-
weltschutz ,rrgeoidr"t würden, wurden in Ungarn schon vor 1945 im Bereich

des \[asserweiens und des Naturschutzes geschaffen. Dieser historische Vor-
lauf räumte beiden Bereichen auch unter sozialistischen Verhältnissen eine

größere Bedeutung ein, während andere, später entstand_ene Sektoren des

Ümweltschutzes - z. B. die Müllbeseitigung - bis heute als unterentwickelt
und unzureichend gelten.

3. 1. Rechtliche Grwndlagen

1952 erließ der Ministerrat eine Verordnung, derzufolge ,,die aus Fabriken,
Bergwerken, Industriebetrieben, Industrieunternehmen und Geländen ent-
Iassänen Abwässer nur nach einer angemessenen Klärung abgeleitet werden
können"3e. ZweiJahre später wurde ein Beschluß gefaßt (aber nicht im Amts-



314 Hwbertws Knabe öoH 1e88

blatt veröffentlicht), daß Betriebe, die unter gesundheitlichen oder volkswirt-
schaftlichen Aspekten schädliches Schmutzwasser ausstoßen, sowie Einrich-
tungen ohne Schmutzwasserreinigungsanlagen weder geplant werden, noch
bestehen oder in Betrieb gehen dürften; bei den vorhandenen Betrieben müßte
die Kläreinrichtung dagegen nachträglich eingebaut bzw. modernisiert wer-
den. 196l wurde diese Vorschrift in einer Verordnung wiederholt und da-
durch ergänzt, daß die fehlenden Kläranlagen bis zum 3t.12.1971 eingebaut
werden müßten. Gleichzeitig wurde erstmals eine Schmutzwassereinleitungs-
gebühr erhoben und die Rechtsnorm der Schmutzwasserstrafe eingeführt -
ein Vorläufer späterer Strafgelder.

Im selben Jahr,196l, trat auch eine Verordnung des Präsidialrates über den
NaturschutzrnKraft, die jedoch hinter den Bestimmungen des Gesetzes über
§7älder und Naturschutz von 1935 ntrickfiel. Außerdem wurde ein Gesetz
über den Schutz des landwirtschaftlich genutzten Bodens verabschiedet, das
die Basis für den späteren Bodenschut z abgab. l97l faßrc der Ministerrar dann
erstmals einen Beschluß über die Luftreinhaltung, demzufolge die Luftverun-
reiniger in Gefahrenkategorien einzustufen und von den Behörd en ntr Zah-
lung eines Luftverschmutzungsgrundbetrages zu verpflichten seien. Daratf
aufbauend verordnete der Minister rat'1973, daß die Emittenten v om l. l.1975
an eine Luftverunreinigungsstrafe zahlen müßten. Die Straflast für die einzel-
nen luftverunreinigenden Stoffe wurde einheitlich mit 40 Fill6r pro Kilo fest-
gesetzt; für von der Hütten- und chemischen Industrie emittiertes Fluor wur-
den 60 Fill6r pro Kilo eingehoben.

Die Höhe der ungarischen Grenzwerte) zu deren Einhaltung jedoch nur neu
errichtete Betriebe verpflichtet sind, wird wie folgt angegeben:

Der Prozeß, einzelne Bereiche des Umweltschutzes rechtlich zu regeln, führte
in der ersten Hälfte der siebziger Jahre dazu, daß mehr oder weniger exakte
rechtliche und administrative Regelungen des §Tasserschutzes, des Natur-
schutzes, des Bodenschutzes und der Luftreinhaltung entstanden. Demgegen-
über gab es andere Bereiche, in denen sowohl eine zeitgemäße rechtliche Re-
gelung als auch eine behördliche Organisation fehlten; so bildete z. B. eine an-
tiquierte ,,Ruheverordnung" aus dem Jahre 1947 bis zum November 1976 die
rechtliche Grundlage für den Lärmschutz. Auf Initiative der Patriotischen
Volksfront wurde erstmals im März t973 in einer Sitzung der Nationalver-
sammlung die Verabschiedung eines übergreifenden Umweltschutzgesetzes
vorgeschlagen; innerhalb eines Jahres lag der Entwurf vor und wurde zvr ge-
sellschaftlichen Diskussion gestellt, doch die Verabschiedung erfolgte erst
l976.Das,,Gesetz über den Schutz der menschlichen Umwelt" ist kein detail-
lierter Vorschriftenkatalog, sondern ein allgemeines Basisgesetz zum LJm-
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Schmutzstoff

Erlaubter
Tagesdurchschnitt,
geschütztes Gebiet

E,rlaubte
Konzentration

am Arbeitsplatz

[Jrnwehprobleme und ökologisches Be'wu$tsein in Ungarn

Grenzwerte fü, Luftqwalität (mg/m3 )10
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Ammonium
Benzin
Phenol
Fluoride
SO,
Schwefelsäure
Chlor
Ruß
NOz
NO,
Blei
Schwebstaub
Staubniederschlag
CO

a12

115

0,01

0,01

0,15

0,1

0,03
0,05

0,08

0,05

0,0007

0,1 5

150 t/km}üahr
1ro

20,0

300,0

5r0

1,0

10,0
lro
1r0

5,0
5,0

a,Q2

30,0

weltschutz. In den rechtlich bis dahin schon geregelten Bereichen wiederholt
es nur die Verbote und Vorschriften anderer Rechtsvorschriften, während auf
den rechtlich noch ungeregelten Gebieten die Bestimmungen so allgemein
sind, daß sie ohne entsprechende Ausfrihrungsbestimmungen wertlos bleiben.
Bedeutung hatte das Gesetz deshalb eher in gesellschaftspolitischer als in
rechtlicher Hinsicht.

Infolgedessen setzte sich der Prozeß der rechtlichen Regulierung einzelner
Bereiche des Umweltschutzes auch nach der Verabschiedung des Umweltge-
setzes f.ort.1978 wurde die Verordnung über die Schmutzwasserabgabe no-
velliert, 1981 regelte erstmals eine Verordnung die Unschädlichmachung der
gefährlichen Abfälle (vgl.2.4. Müllbeseitigung).Diese verpflichtete die Pro-
duzenten erstmals, für die Unschädlichmachung von Sondermüll, den sie

nicht aufarbeiten, Sorge zv tragen. t9S: folgte eine Novellierung der Natur-
schutzverordnung, und 1984 wurde die Kanalisations- und Schmutzwasser-
stra{e rechtlich neu geregelt sowie eine Liste der geschützten Natur- und
Landschaftsschutzgebiete im Amtsblatt veröffentlicht. 1986 kam es schließ-
lich zu einer weiteren Neuordnung der Luftreinhaltung.
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I. II.
Durchschnitt)

Seit dem 7.1. 1986 ist in Ungarn eine Rechmverordnung in Kraft, die be-
stimmte Maßnahmen im Fall von extremen Luftbelasrungen vorsieht. Den
Ankündigungen zufolge sollte erstmals 1987 einSmog-Alarm-Plan für Buda-
pest, danach auch für die anderen Industriestädte ausgearbeitet werdenal. Die
Smog-Verordnung fällt allerdings so großzügig aus, daß sie - selbst bei einem
enormen Anstieg der Schadstoffkonzentration wie im Februar 198742 - bis-
lang niemals zu einer Ausrufung des Alarms zwang. Nach Meinung der Ex-
perten gibt es auch keinen handlungsfähigen Appa rat, der bei Smog-Alarm die
Ausführung der Anordnungen überwachen könnte; die Frist für betriebliche
Produktionsumstellung beträgt der Verordnung zufolge - ,,insoweit die Be-
dingungen gegeben sind" - ganze 5 Jahrea3.

Gr e nzut ert e flir S mo g-Alarmst wfen in U n garn wnd 
.W 

e st- B erlin+a

IJngarn \West-Berlin

Vor-
I. II. III.

Luftverunreinigung (2-Std.-Durchschnitt)
warnung

(3-Std.

SOr, mg/m3 1,6

NOr, mg/m3 1,2

CO, mg/m3 60

SO, und Schweb-
staub mg/m3 im
24-Std. -Durchschnitt

214

l rB
9C

312

214

120

L12

1,0
45

1,8
l14

60

0,6
0,6

30

1,\ 1,4 1,7

Der ungarische Ministerrat modifizierte die Verordnungen zlrr Luftreinhal-
tung in seiner Sitzung vom24. April 1986. Demnach ist die schrittweise Ein-
führung neuer Grenzwerte für die Luftqualitätvorgesehen, bei denen auch die
Gefährlichkeit des jeweiligen Stoffes Berücksichtigung finden soll. Neben
dem bis dahin verwendeten Gebietsemissionsgrenzwert wurde auch ein tech-
nologischer Emissionsgrenzwert eingeführt, der dazt dient, die niedrigste
Emission einer gegebenen Technologie durchzusetzen. Von beiden Grenz-
v/erten gilt jeweils der strengere. Auf der Basis der neuen Verordnung ist es

auch möglich, gegen Gebäude- und Oberflächenquellen vorzugehen. Ein
neues Element dabei ist die Bußgeldbestrafung der verursachenden lJnterneh-
men und Genossenschaften. Das neue Bestrafungssystem, das ab 1989 voll-
ständige Gültigkeit haben wird und allen lJnternehmen fir 320 verschiedene
emittierte Stoffe Strafen abverlangt, gibt auch die Möglichkeit zur progressi-
ven Staffelung.Ziel der neuen Verordnung ist - in Anbetracht der gegenwär-
tigen wirtschaftlichen Möglichkeiten - nicht die Verringerung der Ver-
schmutzung, sondern lediglich, ihr gegenwärtiges Niveau zu halten.
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1987 wurde schließlich auch ein neues Bodengesetz verabschiedet, das den

Schutz des Ackerlandes besser als die bisherigen Regelungen gewährleisten
soll. Unter anderem muß für die Schaffung neuer 

'§7ein-, Gemüse- oder \7ald-
kulturen eine örtliche behördliche Genehmigung eingeholt werden. Außer-
dem wurde ein Bodenschutz-Strafgeld eingeführta5. Die rechdiche Regelung
des Umweltschutzes ist damit jedoch nicht abgeschlossen.

Die Qualität der Rechtsnormen wird von ungarischen Fachleuten immer wie-
der in Zweifel gezogen: ,,Als juristische Produkte bestehen sie sicherlich auf
einer Reihe von Gebieten den internationalen Vergleich. 1ü(as jedoch die tat-
sächliche IJmsetzung und die praktische Realisierung betrifft, haben wir ge-

wiß nicht viel Recht zu prahlen", schreibt ein Autora6. Und ein Angestellter
der chemischen Industrie kritisiert: ,,DieZahlder Gesetze, mit denen hierzu-
lande ein betrieblicher lJmweltschützer arbeiten muß, liegt heute schon bei
annähernd hundert (...). Die Rechtsverordnungen des Umweltschutzes sind
normalerweise irreal, starr, lebensfremd und schenken den durch die \flirk-
lichkeit diktierten Möglichkeiten kaum Beachtung. Leider werden auch die
Überarbeitungen nicht deshalb angefertigt, um diese Fehler zu beseitigen: die
Absicht ist die Verschärfung."a7

Aus anderer Sicht rügt die Zeitschrift,,HVG'die neue Luftverunreinigungs-
verordnung: Daß diese wirksam werde, setze den Ausbau eines entsprechen-
den Meßapparates voraus, stattdessen bleibe jedoch das alte, auf Selbstkon-
trollen bzw. a:uf technologischer Stoffmessung beruhende System bestehen.

Nur für das ,,Frisieren" der §üerte müsse eine sehr viel höhere Strafe gezahlt
werden als zuvor. Der Schönheitsfehler dieser auch nach westeuropäischen
Maßstäben strengen Verordnung , zitiert die Zeitschrift den Vorsitzenden des

Umweltschvtzrates der Volksfront, Imre V. Necv, sei, daß in der Luftrein-
haltung auch weiterhin der örtliche Rat die oberste Behörde sei und sich so

die kleinen Schleusen keineswegs schlössena8.

Insgesamt läßt sich beobachten, daß seit einigen Jahren unter den ungarischen
Experten die Kritik an dem Versuch wächst, Umweltschrttz .vor allem über
Strafen und Rechtsregelungen betreiben zu wollen. '§flenngleich mit unter-
schiedlichen Begründungen, wird das gegenwärtige System gleich von zwei
Seiten in Frage gestellt - von den lJnternehmen und von denjenigen, die auf
wirksamere Maßnahmen drängen. Im Mittelpunkt der Kritik steht die Fest-
stellung, daß die wirtschaftlichin und die Umweltschutznormen nicht genü-
gend übereinstimmen, sondern geradezrt gegeneinander wirken. Die Höhe
der erhobenen Strafgelder steige beständig an - auf mittlerweile anderthalb
Milliarden Forint - und überfordere zunehmend die Unternehmen, ohne daß

es dadurch zu einer Verbesserung der Umwelt käme. Anachronistisch sei au-
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ßerdem, daß auf die aus dem zentralen lJmweltschutzfonds finanzierten Inve-
stitionshilfen Steuern erhoben werden. ,,Ausschließlich mit rechtlichen Mit-
teln - und noch weniger allein mit dem Instrument der Bußgelder - werden
wir kaum die immer drängender werdenden Umweltschutzprobleme des

Landes lösen. Vergebens entwickeln wir die Bußgeldordnung weiter und ver-
schärfen sie, wenn wir nicht auf der anderen Seite mit günstigen Krediten, mit
Steuervergünstigungen und anderen Instrumenten die reale Möglichkeit
schaffen, daß die lJnternehmen sich auf dem \Weg der Verringerung oder der
Beseitigung der Umweltverschmutzung lron den Lasten der Strafe befreien
können."49

In der Zeitschrift ,,Val6säg" [Virklichkeit] wurde die Klage der lJnternehmen
über eine zunehmende Feindseligkeit gegenüber der Industrie und über wach-
sende Lasten für den Umweltschutz im Jänner 1987 ungewöhnlich massiv
vorgetragen5o. Als man die Großunternehmen in den sechziger und siebziger

Jahren nt Zeiten des zentralisierten \Wirtschaftslenkungssystems ins Leben
rief, so argumentierte der Autor, blieben die Investitionen für den Umwelt-
schutz aus oder waren unzureichend.letzt, wo die Betriebe selbständig ge-
worden seien, sollten sie die nötigen Nachrüstungen aus eigenen Finanzmit-
teln vornehmen - und damit für die Versäumnisse der Zentrale bezahlen. Das
gegenwärtige Bußgeldsystem diene offenbar nicht dem Ziel, daß die Unter-
nehmen die Emissionen verringerten, sondern der Geldabschöpfung und der
Füllung der Staatskassen.

Die Strafgeldfestsetzung entferne sich von der Virklichkeit, wenn z. B. der
Betrieb des Autors - die Chemischen rWerke an der Theiß - nach der neue-
sten Bußgeldregelung zur Abfallagerung für seine gelagerten Stoffe theore-
tisch eine Strafe in Höhe seines gesamten Jahresgewinns zahlen müsse. Nicht
anders erginge es dem Betrieb mit der Luftverunreinigungsabgabe. Obwohl
er vor kurzem 20 Millionen Forint für die Verminderung der Luftverunreini-
gung des Schwefelsäurenwerkes investiert habe, mußte er anderthalb Millio-
nen Forint Strafe zahlen und - nach der gegenwärtigen Neuregelung - für
die nächsten fünf Jahre sogar 40 Millionen. Sein Betrieb hätte im letzten Jahr-
zehnt mehr als 200 Millionen Forint für Umweltschutzinvestitionen ausgege-
ben, mit denen zusammen der lVert der so bestimmten Grundmittel schon
eine halbe Milliarde Forint betrüge. Dennoch stünde er in der Öffentlichkeit
als Sündenbock und als Umweltverpester da.

Die Umweltpolitik der Regierung verteidigte wenig später der stellvertreten-
de Präsident des OKTH, György PERczrL, in einem Artikel in der Parteizei-
tung ,,N6pszabadsäg"sr. Es sei falsch, wenn die wirtschaftlichen Leiter den
Umwelmchutz nlrr als Last betrachteten und sich allein für: die Produktion in-
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teressierten. LJmweltschutz liege im Interesse von Gesellschaft und Volks-
wirtschaft und haufig sogar auch im betriebswirtschaftlichen Interesse. Eine
Verringerung oder Beendigung der Verschwendung der Naturschätze, die
Einsparung von Energie und Rohstoffen, die Einführung und Nutzung abfall-
,r.rrer Produktionsverfahren, die Bevorzugung umweltfreundlicher Produkte
senkten nicht nur die Lasten für die Umwelt, sondern machten die Produktion
wirtschaftlicher und wettbewerbsfähiger. Langfristig ließe sich der Gegensatz
von Virtschaftlichkeit und lJmweltschutz aber wahrscheinlich nur auflösen,
wenn der Markt in der Bewertung der in Anspruch genommenen Naturschät-
ze und der Produkte die gesellschaftlich in Gang gesetzten Aufwendungen be-
rücksichtige. Die positive und negative Stimulierung seien ein wichtiges Ele-
ment bei der Umweltschutzarbeit, denn die Bußgelder flössen in den zentral-
en lJmweltschutzfonds, aus dem wiederum betriebliche Investitionen -
1.986- 1990 mit insgesamt 6-7 Milliarden Forint - unterstützt werden könn-
ten. LJm den Umweltschutznormen im lVirtschaftssystem wirksamer als bis-
her Geltung zu verschaffen, arbeiteten die Regierungsorgane jedoch gegen-

wärtig an einer Modernisierung der Kredit- und Steuerpolitik sowie der Re-
geln der wirtschaftlichen Stimulierung und Auflagen, die sich auf den Um-
weltschutz beziehen.

3.2. Institwtionelle Grwndlagen

Der Umweltschutz in Ungarn zeichnete sich in der Vergangenheit durch eine

starke Zersplitterung, mangelnde Koordination und allgemeine Schwäche der
zusündigen Institutionen aus. Zu den frühesten Institutionen des Umwelt-
schutzes zählt das Landesamt für'§flasserwirtschaft [Orszägos Yizngyi Hiva-
tal, OVH], das über eine lange gewachsene und auch territorial ausgebaute or-
ganisatorische Struktur verfügt. Es ist in 12 Wasserdirektionen und die für
§Tasserfragen zuständigen Fachverwaltungsorgane der Gemeinderäte aufge-
teilt, die alle unter der Leitung des OVH stehen. Die Überwachung derTrink-
und Grundwasserqualität erfolgt durch die Stationen für Gesundheits- und
Seuchenfragen [Köiegds zslgngyi-Järvänyügyi Ällomäs, KOJÄL]. In sehr viel
kleinerem Rahmen, aber ebenfalls mit regionalen Stützpunkten wirkte früh-
zeitig das Landesamt für Naturschutz, das 1977 zltm Landesamt für Natur-
und lJmweltschutz fOrszägos Környezet- 6s Termdszetv6delmi Hivatal,
OKTH] umgewandelt wurde. Bis Ende der siebziger Jahre waren darüber
hinaus u. a. - meist neben ihren eigentlichen Aufgaben - die Ministerien für
Landwirtschaft und Ernährungswesen, Gesundheitswesen, Bauwesen und
Städteentwicklung für Teilgebiete des Umweltschutzes zuständig.

Um eine Koordinierung der verschiedenen Aktivitäten zu ermöglichen, wur-
de 1974 ein Landesumweltrat geschaffen, der als ein koordinierendes, mei-
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nungsbildendes und kontrollierendes Organ des Ministerrates fungieren soll-
te. Tatsächlich hatte der Rat, zu dessen Vorsitzenden der Minister für Bauwe-
sen und Städteentwicklung ernannt wurde, jedoch nur geringe Bedeutung und
wurde praktisch als ein nachrangiges Organ dieses Ministeriums behandelt,
dessen Sitzungen oft wegen Beschlußunfähigkeit yertagt werden mußten. Die
Regierung faßte deshalb 1977 einen Beschluß über die Veiterentwicklung der
Organisation des Umwelt- und Naturschutzes. Sie beschloß abermals die
Schaffung eines Landesrates für Natur- und Umweltschutz als Organ des Mi-
nisterrates mit den gleichen Aufgaben, aber einer erweiterten Rechtsstellung.
Diesmal wurde der Rat als ein Regierungsausschuß anerkannt und mit Kom-
petenzen ausgestattet, denenzufolge er zur operativen Koordination des Um-
weltschutzes Beschlüsse fassen konnte - außer bei Fragen, mit denen bedeu-
tende materielle Auswirkungen ftir die Volkswirtschaft verbunden waren -,
an die die staatlichen Organe gebunden waren. Gleichzeitig beschloß der Mi-
nisterrat zur behördlichen Organisation der zentralen Lenkung, daß von Ok-
tober 1977 an das Landesamt für Naturschutz und das Sekretariat des bishe-
rigen Landesumweltrates in einem Landesamt für Natur- und Umweltschutz
(OKTH) zusammengezogen werden sollten. Auch in den Komitaten sollten
Ausschüsse für Natur- und LJmweltschutz geschaffen werden, um die dort
gleichfalls herrschende Zersplitterung zwischen den verschiedenen mit Um-
weltschutzfragen beschäftigten Einrichtungen aufzuheben.

Dieses Organisationsmodell erwies sich nach kurzer Zeit ebenfalls als unzu-
reichend. Zunächst einmal hielt der vorgesehene Landesumweltrat erst ein

Jahr nach dem Regierungsbeschluß seine Gründungsversammlung ab. Dem
Rat saß ein bekannter tWissenschafter (Bruno F. StReus, seit neuestem unga-
rischer Staatspräsident) und kein Parteikader vor und mehr als 50 Personen
waren Mitglieder; allein diese Ausgangsstellung verhinderte schon, daß der
Rat zu einem ernstzunehmenden Regierungsausschuß heranwachsen konnte,
der zudem noch koordinierend tätig werden, d. h. Einfluß auf Ministerien,
Behörden und andere Regierungsausschüsse ausüben sollte. Darüber hinaus
stand hinter dem Rat - im Gegensatz zrr den übrigen sechs vom Stellver-
ffetenden Ministerpräsidenten geleiteten Regierungsausschüssen, unter ihnen
das Staatliche Plankomitee und der §T.irtschaftsausschuß - kein mächtiger Be-
hördenapparat, sondern bloß das unbedeutende OKTH. Schließlich gehörten
die meisten wirklich wichtigen Aspekte des Umweltschutzes in die Kategorie
der ,,Fragen, mit denen bedeutende materielle Auswirkungen für die Volks-
wirtschaft verbunden sind" - und standen damit außerhalb der Kompetenz
des Rates.

Das neu geschaffene OKTH war ebenfalls nicht in der Lage, die verlangten
Koordinierungsaufgaben wahrzunehmen. Seiner Gründung waren heftige
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Diskussionen yorausgegangen, welche Befugnisse es bekommen sollte. Auf
der einen Seite wurde argumentiert, das Amt sollte gar keine oder höchstens

nur einige wenige Lenkungsrechte erhalten und sich stattdessen auf diejenigen
Aufgabän konzentrieren, die mit der Koordination der durch andere Organe
gelenkten Umweltschutzaktivitäten zusammenhingen. Dagegen stand die Po-
iitiorr, daß das Amt wenigstens die unwirtschaftlichen oder an schlechter Stel-

le angesiedelten Lenkun[srechte bekommen sollte, wenn es schon nicht die

Lenkung eines Teils der übrigen Umweltschutzaktivitäten bekommen könne.
Die erstä Position setzte sich durch, und das Amt erhielt nur die Lenkungs-
rechte für den Naturschutz ztgesprochen. Auf allen übrigen Gebieten mußte
es versuchen zu koordinieren, ohne die dazu notwendigen Kompetenzen zu
besitzen. Entsprechend gering waren die Erfolge des Amtes, das zudem ein

dreiviertel Jahr lang keinen Leiter hatte.

Im Februar 1979 kam es deshalb erneut zu einer Veränderung der Kompeten-
zen im Umweltschutz. Der Leiter des OKTH bekam vom Ministerium für
Bauwesen und Sadtentwicklung die zentrale Lenkung der Luftreinhaltung
sowie von den als unwirtschaftlich geltenden Gebieten die Sondermüll-Besei-
tigung und den Lärm- und Schwingungsschutz übertragen. Damit hatte das

Amt ärstmals einige wichtige Kompetenzen erhalten, wenngleich auch dieser

Zugewinn nicht unproblematisch war.Zumeinen hielt der Stellenausbau des

Arntes nicht mit dei Ausdehnung des \Wirkungskreises Schritt, was die Effek-
tivität der im Aufbau befindlichen Aktivitäten in Frage stellte. Zum zweiten
machte sich negativ bemerkbar, daß im Bereich der Luftreinhaltung,eine
rechtliche Regelüng und eine gewisse Organisationsstruktur52 bereits vorhan-
den waren, während auf den beiden anderen Gebieten am Punkt Null begon-
nen werden mußte, d. h. die Rechtsvorschriften mußten erarbeitet, die be-

hördliche Organisation aufgebaut und das unverzichtbare Meßnetz geschaf-
fen werden. Sihließllch blieben die neuen Zuständigkeitsfelder geteilte Kom-
petenzen: Bei den gefährlichen Abfällen war das OKTH zusammen mit dem
-Gesundheitsministerium 

und den ftir die Produzenten verantwortlichen In-
dustrieministerien zusdndig, die \Weisungsbefugnisse für den Lärm- und
Schwingungsschutz übte es ebenfalls zusammen mit dem Gesundheitsmini-
sterium aus. Obwohl im Regierungsbeschluß nicht eigens ausgewiesen, waren
die Kompetenzen auch bei der Luftreinhaltung geteilt, denn für die Festset-

zung der Immissionsgrenzwerte und die Lenkung der Immissionsmessung
*rräm Gesundheitsministerium, für die Transmissionsmessung dagegen der
Landesdienst für Meteorologie zuständig.

Die Tätigkeit des OKTH beschränkte sich deshalb im wesentlichen darauf,
Rechtsvorschriften für die Behandlung des Sondermülls sowie für den Lärm-
und Schwingungsschutz zu erarbeiten und sieben regionale Aufsichtsämter
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einzurichten. Diese Arnter arbeiteten als der Zentrale untergeordnete Staats-
verwaltungsorgane zunächst ohne rechtliche Grundlage, also illegal; später
wurden sie als unterste Naturschutzbehörden anerkannt und ihr §flirkungs-
kreis im weiteren Verlauf um die erstinstanzlichen behördlichen Aufgaben im
Bereich der gefährlichen Abfälle und des Lärmschutzes erweitert. Das Amt
unternahm Mitte der achtziger Jahre auch einen schwachen Versuch, die
amtlichen Aufgaben der Luftreinhaltung von den Organen der Räte zu den
Aufsichtsämtern zu verlagern, jedoch ohne Erfolg. Um die lJmweltausschüs-
se der Komitate aufzuwerten, wurden diese nach den Vahlen von 1980 in eini-
gen Fällen als ordentlicher Ausschuß des Komitatsrates neu konstituiert -
eine Praxis, die nach den lVahlen von 1985 per Ministerratsbeschluß für alle
bindend wurde.

Im September 1985 beschloß der Ministerrat erneut eine Modifizierung der
Lenkungs- und Kontrollrechte im Umweltschutz. Der ,,zahnlose" Landes-
umweltrat wurde - mit Wirkung vom 1. 10. 1985 - beinahe unbemerkt auf-
gelöst, indem man dessen Vorsitzenden von seinen Aufgaben entband und
den seiner Gründung zugrundeliegenden Beschluß von1977 außer Kraft setz-
te. An seiner Stelle bildete nun die im Juni 1985 neugewählte Nationalver-
sammlung einen ständigen Ausschuß des Parlaments für Stadtentwicklung,
Natur- und lJmweltschutz, an dessen Spitze der vormalige Vorsitzende des
Landesumweltrates trat, der inzwischen über die Landesliste ins Parlament
eingezogen war.

Die Schwierigkeit dieser Konstruktion, die auch eine Aufwertung des Parla-
ments signalisieren sollte, bestand darin, daß der ständige Ausschuß des Par-
laments aufgrund der unterschiedlichen rechtlichen Stellung nicht Rechts-
nachfolger des Regierungsausschusses werden konnte. Dem neuen Ausschuß
war laut Verfassung ein höherer Rang zuzumessen, der ,,jedoch nicht notwen-
digermaßen eine größere formale oder informelle Macht bedeutete"s3. Auf der
einen Seite kann er zwar Gesetze initiieren, auf der anderen Seite aber keine
Entscheidungen treffen, die für andere Organe bindend sind. Veil er somit
ungeeignet für die operative Koordination der lJmweltschutzaktivitäten der
Ministerien und der landesweit wirkenden Organe ist, wurden die Lenkungs-
rechte des aufgelösten Rates an den Vorsitzenden des OKTH übertragen, der
nun den Rang eines Staatssekretärs erhielt.

Insgesamt blieb die institutionelle Organisation des Umweltschutzes nach
Einschätzung der Fachleute jedoch schwach und unzureichend. Zum einen
befanden sich zentrale umweltrelevante Sektoren wie Gesundheit, \7asser,
Landwirtschaft, Forsten oder Strahlenschutz außerhalb der Kontrolle des
OKTH. Zum anderen war das Amt durch seinen Status als von einem Staats-
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sekretär geleitet nicht gleichrangig mit den Ministerien und im Ministerrat
nicht stimmberechtigt. Zum dritten blieb die personelle Ausstattung des

OKTH unzureichend (und weit unter der anderer Behörden), so daß selbst
über die zugesprochenen Kompetenzbereiche wie die Müllbeseitigung keine
wirkliche Kontrolle ausgeübt werden konnte. Schließlich blieben die vorher
bestehenden Kompetenzbeschränkungen auch weiterhin gültig, so daß dem
Amt insgesamt der Ruf anhaftete, nur einen geringen Einfluß im Sinne des

Umweltschutzes auszuüben.

Tatsächlich war die Position des OKTH in einer Reihe von aufbrechenden
Umweltkonflikten in der Regel durch Zustimmun gzur Linie der übrigen Mi-
nisterien, durch Einschränkung der Berichterstattung oder durch Schweigen
gekennzeichnet - nur in einem lokal begrenzten Konflikt um einen Stein-
bruch in Südungarn erarbeitete es einen schwachen Kompromißvorschlag.
Auch Versuche, eine landesweite Organisation der lJmweltschützer zu grün-
den, scheiterten oder wurden vom OKTH abgelehnt. Lediglich im Bereich
der ,,IJmweltpropaganda" (Ausgaben 1983: 1,2 Mio. Forint) bemühte sich das

Arnt um stärkere Profilierung durch die Stärkung einer eigenen kleinen Abtei-
lung und Vorschläge zur lJmwelterziehung in den Schulen; auch zu den Me-
dien intensivierte es den Informationsfluß. Die rnangelhaften Kompetenzen
des OKTH wurden um so augenfälliger, je stärker sich das Umweltbewußt-
sein der Medien und der Bevölkerung seit Mitte der achtzigerJahre zu entwik-
keln begann, so daß Engagierte im Umweltschutzbereich die Forderung nach

Schaffung eines lJmweltministeriums zunehmend an oberste Stelle rückten.

Diesen Ambitionen wurde im Dezember 1987 imZuge einer Regierungsum-
bildung unter dem später auch zum Parteichef gewählten Ministerpräsidenten
Käroly Gnösz mit der Schaffung eines Ministeriums für Umweltschutz und
§Tasserwirtschaft nachgegeben. Hauptgrund für die Neuerung war nach offi-
ziellen Angaben ,,die Schaffung eines einheitlichen Organisations- und Len-
kungssystems zwecks Koordinierung und Kontrolle bei Umweltwirtschaft,
Nutzung der natürlichen Ressourcen sowie Entwicklung und Schutz der na-
türlichen Umgebung. All dies verlangt geistige und gegenständliche Voraus-
setzungen, eine einheitliche juristische und ökonomische Regelung des staat-
lichen Anforderungssystems."5a Der Planung zufolge konstituierte sich das

neue Ministerium in der ersten Phase bis Ende März 1988. Bis AnfangJuli soll-
te dann die gemeinsame Dachorganisation der Direktionen für §Tasserwirt-
schaft und där Aufsichten für Umweltschutz gebildet werden. Über den orga-
nisatorischen Aufbau der im Hintergrund tätigen Institutionen und Betriebe
soll bis 1. Jänner 1989 entschieden werden.
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3.3. Ma$nahmen des Umweltscbutzes

Unabhängig von der institutionellen Zersplitterung des Umweltschutzes ha-
ben die verschiedenen zuständigen Behörden gleichwohl eine Reihe von kon-
kreten Maßnahmen zum Schutz der Umwelt getroffen. Insgesamt betrug die
Summe der separierbaren Llmweltschutzinvestitionen nach einer Berechnung
zwischen t976und 1933 jährlich2-5 Milliarden Forint, was erwa 0,4-0,60/"
der ungarischen Bruttoproduktion entspricht5s. 1980 nahm der Ministerrat
eine Landeskonzeption und ein Anforderungssystem zum lJmweltschutz an.
Schwerpunkte konkreter lJmweltschutzmaßnahmen bildeten diejenigen Be-
reiche, die auch institutionell stärker yerankert waren.

Im Bereich des'Wasserscbwtzes umfaßten die Investitionen und Maßnahmen
vor allem Aufgaben der traditionellen \üflasserwirtschaft: Ausbau des Trink-
wasserleitungsnetzes, Zubau von Abwasserkanälen, Bau betrieblicher und
kommunaler Kläranlagen, Regulierung des Grundwasserspiegels, Verhinde-
rung von Eisen- und Manganabsetzungen in den Leitungen sowie Bohrung
neuer Brunnen. Für die Siedlungen mit gesundheitsschädlichem Trinkwasser
werden Leitungen errichtet, um das §flasser aus anderen Regionen heranschaf-
fen zu können. Darüber hinaus zwang eine Reihe von außergewöhnlichen
§Tasserverschmutzungen zu kostenträchtigen Schutzmaßnahmen. So kostete
allein die Entfernung von größeren Mengen Masut (Kesselheizmittel), die
1985 einen mehrere Kilometer langen Uferabschnitt der Donau verschmutzt
hatten, 25 Millionen Forint.

Bei einer Jahresbilanz der \Tasserwirtschaftszweige wurde angegeben, daß
1986 insgesamt 100.000 Einwohner an gesundes Trinkwasser angeschlossen
worden seien und sich die tägliche Schmutzwasserklärkapazitätum70.000 m3

erhöht habe.1987 sollten weitere 100.000 Einwohner in den Genuß gesunden
Trinkwassers kommen, so daß dann die Ansprüche von 86,4"/" der Bevölke-
rung befriedigt sein würden. Der Prozentsatz der an die Kanalisation ange-
schlossenen Einwohner sollte auf 407o ansteigen, die Klärkapazität um weite-
re 57.000 m3 zunehmen. Zusammengenommen wurden die geplanten Investi-
tionen der'Wasserwirtschaft fior 1987 mit rund 15 Milliarden Forint angege-
ben, davon 10,5 Milliarden für die \(/asserversorgung, -beseitigung und -rei-
nigung sowie für öffentliche Bäder.

Investitionsschwerpunkt beim §(asserschutz ist seit Anfang der achtzigerJah-
re der Balaton. Grundlage ist ein Ministerratsbeschluß vom Jänner 1983 zum
Stopp der Eutrophisierung und zur Verbesserung der lVasserqualität. Im
Rahmen des VI. Fünfjahresplans (1980-1985) wurde mit dem Bau von zwei
größeren Rückhalteseen zum Schutz der §Tasserqualität begonnen; gleichzei-
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tig wurden zwei Forschungsprogramme zur LJntersuchung der biologischen
Piozesse im See und zur wissenschaftlichen lJntermauerung der'§Tasserqua-

litätsregelung mit einem Kostenaufwand von 650 Millionen Forint gestartet.

Zu denteschlossenen Maßnahmen zähltenauch ein Bebauungsverbot und die

§Tiederherstellung des Kis-Balaton als natürlicher Reinigungsfilter. Auf
Grund der Investitionsmaßnahmen wuchs die Schmutzwasserreinigungska-
pazität am Balaton auf Z5.OOO m3, die Phosphorverschmutzung verringerte

ii"h .r* 7Q"/".Bis zum Jahr 2000 sollen insgesamt sieben Schmutzwasserreini-
gungsanlagen am Balaton mit 135.000 m3 Tageskapazität arbeiten, so daß die

iagtiilr. Schmutzwasserfracht auf lo.ooo m3 verringert wird.

Im Novemb er lg86 wurden die ersten Ergebnisse des sanierungsprogramms
für den Balaton aus Anlaß des Übergangs zu dessen zweiter Phase auf einer

Pressekonferenz vorgestellt56. Danach konnte die weitere Verschlechterung
der \Wasserqualität aüfgrund der eingeleiteten Maßnahmen gestoppt_und so-

gar eine leichte VerbesJerung beobachtet werden. Das erste, 18 Quadratkilo-
ä.t"r große Rückhaltebecken am Kis-Balaton, das 1985 übergeben wurde,

entlastä den See von 607o der über dieZalaangeschwemmten Phosphor- und

Nitrogenlas t57 . In der Bucht von Keszthely habe man in drei Jahren zweiein-

halb Millionen Kubikmetrr sedimenre ausgebaggert, jährlich würden doppelt
so viele Sedimente endernt wie sich neue bildeten. Die Klärkapazität für die

ufersiedlungen sei um 20"/o gewachsen, das Programm zttr Beendigung der

IJmweltverrih.rrrrtr,rng durch die Viehhaltung sei erfolgreich beendet wor-
den. Das Schmutzwasserkanalnetz sei in dreiJahren um 200 Kilometer erwei-

tert worden, so daß das Trinkwassernetz nur noch doppelt statt sechsmal

(1982) so groß sei. Gegenüber den 2,5 Millionen Forint, die im Vl--Fünfjah-
iesplan (1rgo-g5) für die sanierung des Balaton ausgewiesen worden seien,

seiän insgesamt 4 Milliarden Forint für dieses Ziel ausgegeben worden. Z:um
Ende des vII. Fünfjahresplanes (1986-90) sei eine spürbare verbesserung der

\Tasserqualität im gesamten Seegebiet geplant. Für den Ausbau der Klärsyste-
me der Umgebung des Balaton würden in diesem Zeitrauminsgesamt weitere
2 Milliarden Forint aufgewendet.

§flenn die Investitionen am Balaton abgeschlossen sind, schließt sich ein zwei-
ter kostenintensiver Schwerpunkt im Zusammenhang mit dem im Bau befind-
lichen Staustufensystem an der Donau an. §flegen der befürchteten negativen

Auswirkungen des Baus auf die Qualität von Fluß- und Grundwasser ist
nachträglich eine Reihe yon nrsätz,lichen Umwelmchutzmaßnahmen be-

schlossä worden. Mit einem großangelegten Programm sollen das Kanalisa-
tionsnetz und die Klärkapazität ausgebaut werden.

Im Bereich der Lwftreinhaltung erfolgten Maßnahmen des Umwelßchutzes
vorwiegend im Rahmen verschiedener Programme zur Minderung der Emis-
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sionen. Die Nationalversammlung stellte auf ihrer Sitzung am 9. Oktober
1981 fest, daß im Zeitraum1,976-8A Investitionen in Höhe von 5 Milliarden
Forint zur Verbesserung der Luftqualität getätigt worden waren. Dadurch
verringerte sich die Luftverschmutzung in Budapest bei SO2 um34,4"/o,bei
CO um 21"/" und bei Staub und Ruß um 51,87o. BeiVerwirklichung der Luft-
reinhaltungsmaßnahmen der gegenwärtigen Planperiode (1985-9-O) soll die
industrielle Luftverschmutzung durch Staub um 22"/o, durch SO2 um 17o,
durch COz um 6,5"/" wd bei NO um 0,57o zurückgehen58. Das Staatliche
Plankomitee hat darüber hinaus die Ausarbeitung einei branchenübergreifen-
den fünfjährigen Aktionsprogramms zur verbesserung der Luftquälität in
den schwer belasteten Gebieten vorgeschrieben.

§7ie in anderen Ländern auch konzentrierten sich die Investitionen zunächst
auf die - verhältnismäßig kostengünstige - Reduzierung der Staubnieder-
schläge. Dies wurde deshalb besonders dringend, weil viele Industriebetriebe
- wie z. B. das Zementwerk von Väc - in den fünfziger Jahren in unmittel-
barer Nähe der \Tohngebiete errichtet worden waren und dort erhebliche
Schäden oder Belästigungen verursachren.

Durch ein Filterprogramm für Kraftwerke in Höhe von 6 Milliarden Forint,
durch Stillegungen besonders starker Verschmutzer sowie dr-rrch die Ent-
schärfung weiterer Brennpunkte gelang es, die Staubbelastung der Städte im
Vergleich zu Anfang der achtziger Jahre deutlich zu verringern. \X/ährend die
Kohlekraftwerke lJngarns 1980 noch 24o.oo0 Tonnen staub ausstießen, redu-
zierte sich diese Menge durch den Einbau elektrischer Staubfilter auf 128.000
Tonnen im Jahre 1986. Insgesamr verringerte sich der Ausstoß an festen
Schmutzstoffen durch die Industrie zwischen 1980 und 1985 um 25"/o oder
130.000 Tonnen, doch gleichzeitig wuchsen die Staub- und SO2-Emissionen
durch den wachsenden verbrauch der schlechteren Kohle. In den besonders
belasteten Gebieten - im Saj6-Tal, in Salgdtarjän,inTatabänya, in Väc und
in Dunaüjväros - kam es zu einer Verbesserung der Situation. Die 35O.OOO

Tonnen Staubemissionen aus der Industrie sollen den Planungen zufolge bis
1,990 auf 90.000 Tonnen reduziert werden.

1985 schloß sich auch lJngarn der Erklärung des Europäischen lwirtschafts-
ausschusses der UNO in München an, die SO2-Emissionen bis 1993 um3O"/,
zu senken. Das dazu in Aussicht genommene Programm, in dessen Mittel-
punkt die Installierung von Schwefelabscheidern in den 14 größten Kraft-
werken steht, kostet nach vorsichtigen Schätzungen 15 Milliarden Forint, die
in erster Linie von der Energiewirtschaft getragen werden müssen. Die ver-
schiedenen Entschwefelungsverfahren befanden sich 1982 noch in der Test-
phase, im Oktober sollte das Staatliche Plankomitee eine Enrscheidung über
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das Schicksal des Programms treffen. ,,Die von der Chemischen Industrie ein-
gesetzren Grundstoffe zur Herauslösung des Schwefels", so schrieb die ,,Bu-
ä"p.rr., Rundschau", ,,sind jedoch sehi teuer."5e Im §7ärmekraftwerk von

Oioszläny liefen betriebseigene Versuche, bei denen man mit in den Brenn-

raum gebiasenem Kalksteinitaub bis zu 30% des Rauchgassch-wefeldioxyds

in Gip"sform binden könne. Außerdem entwickle -at Öfett, die wesentlich

weniger SO2 emittierten.

Durch die Verringerung des Kohleeinsatzes und in der Folge-der Fertigstel-

lung des Atomkraftwerks in Paks gelang es, die l98O 1,63 Millionen Tonnen

soi-Ausstoß in Ungarn auf 1,4 Mio. Tonnen zu verringern. verbesserungen

könnten sich auch aris der Verringerung des Schwefelgehaltes von Diesel- und

Heizöl ergeben. um das fiür 1993 anvisierte zielvon 1,15 Mio. Tonnen zv er-

reichen, bädtirft. es jedoch ernsrhafter Investitionen in technische Verfahren

der Schwefelabscheidung bei den Großkraftwerken.

Der Europäische \Wirtschaftsausschuß empfahl darüber hinaus auch die Ver-

ri.rgerung der Emission von NitrogenoxX{e1 um .30'+. Zwischen dem

O(fff rind der Volksfront auf der einen und den Industrie- und Finanzres-

sorts auf der anderen Seite wurde 1987 noch darüber gestritten, ob die dazu

erforderliche weirere Investition in Höhe von fast 10 Milliarden Forint gelei-

stet werden kann. Es erscheint jedoch unwahrscheinlich, daß in diesem Zu-
sammenhang ein weiteres InvestitionsProgramm beschlossen wird, weil bis

1990 aus derizentralen Fonds nur 5 Milliarden Forint für die Luftreinhaltung
zur Verfügung stehen. Aus dieser Summe bzw. den verbleibenden Mitteln
müßte ,.rÄ rä"h die Verringerung der Blei-, Ammonium-, Fluor- und Phos-

genemission en finanziert werden. Eine Verringerung_ der CO2-Emissionen

ion 1,6 auf 1,2 Mio. Tonnen wurde vor allem über Veränderungen in der

Energiestruktur erreicht. Auch der Bleigehalt des Benzins wurde von 0,6 g/l
auf Oi+ g/l abgesenkr, und der Entschluß, nach 1990 keine Pkw mit Zweitakt-
motorei mehlr zu importieren, entlastet langfristig die Umwelt.

Veniger aus lJmweltschutz- als aus wirtschaftlichen Gründen sollen die un-

garisÄer, \flaldbestände im zeitraum 1 986 - 2ooo durch Aufforstungsmaß-
ärhrnen um 190.000 Hektar vergrößert werden; das macht Investitionen in
Höhe von 7-8 Milliarden Forint erforderlich, bringt aber auch einen\Tertzu-
wachs von 80 Milliarden Forint. Z:umschutz der \(älder wurde darüber hin-
aus im November 1986 ein Komplexprogramm beschlossen, um den Zustand

des Valdes detailliert zu analysieren. Io den größten \flaldgebieten wurden

- unter der Koordination des OKTH - Gerätestationen eingerichtet, die die

einlaufenden Daten regelmäßig registrieren. Alle 16 Quadratkilometer wer-

den beinahe vollständige biologisihe und chemische Messungen durchge-
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führt; diese Daten werden landesweit koordiniert. Zur Beschaffung des für
die Kontrollen nötigen Geräteparks erhielt der Forstordnungsdien st lVzMil-
lionen Forint aus dem Umweltschutz-Fonds6o.

Die Aussichten einer Verbesserung der Luftverschmurzung in Ungarn wer-
den insgesamt negativ eingeschätzt. ,,Trotz der Verschlechterung der Luft-
qualität", heißt es in einem Zeitungsbericht, ,,isr in der gegenwärtigen Plan-
periode keine bedeutende Verringerung der Emissionen durch Luftverunrei-
nigungsquellen zu erwarten. IJnter Berufung auf die schlechte finanzielle
Lage nehmen die Unternehmen nicht einmal die nachträglichen Investitionen
zur Luftreinhaltung vor. Mehrere Elemente des wirtschaftlichen Regulie-
rungssystems wirken ebenfalls diesen Zielen entgegen."61 Und eine andere
Zeitung urteilt: ,,Die Schäden aus der Luftverschmutzung erreichen in Un-
garn innerhalb von fünf Jahren eine Höhe von 130 Milliarden Forint, die ge-
planten 5 Milliarden Forint für ihre Verringerung reichen jedoch nicht einmal
dafür, die weitere Verschlechterung der gegenwärtigen Lage zu verhindern."62

Im Interesse des Bod,enscl)utzes sind zur Aufrechterhaltung des Bestandes
bzw. zur Verbesserung seiner Effektivität von 1965 bis 1980 etwalT Milliar-
den Forint aufgewendet worden. 1978 wurde eine langfristige Konzeption für
die landwirtschaftliche §Tasserwirtschaft und Melioration ausgearbeitet, die
Ausgaben für Meliorationsarbeiten betrugen zwischen 1980 und 1985 rund 10
Milliarden Forint. Aus dieser Summe lassen sich etwa 75O.OO0 Hektar Land
instandsetzen. Bereits der Verwirklichung des Planes von 1978 war es zrl-ver-
danken, daß die Zahl der Brachgebiete zwischen t975 wd 1980 in großem
Maßstab zurückging - lron 53.000 auf 7000. Auch mit einer regional verän-
derten Bewirtschaftungsweise (Terrassierung, Fruchtfolge etc.) ließen sich
Erfolge gegen die Bodenzerstörung erzielen. Saure Böden verbesserre man
durch Kalkung.

Für die Aufgaben des Natwrschutzes in LJngarn sieht der VII. Fünfjahresplan
(1986-90) insgesamt Ausgaben in Höhe von22O Millionen Forint vor63. Ein
großer Teil der Mittel wird in erster Linie für die rViederherstellung von
Sümpfen und Mooren, für die Anlage von freien Vasserflächen, Schaffung
von Nistgebieten für \flasservögel, die Bewachung der Schutzgebiete, Ver-
breitung von Kenntnissen und Naturschutz-Forschungen aufgewender. Die
geschützten Gebiete sollen in diesem Zeitraum um 100.000 Hekmr erweitert
werden, weil mehrere gefährdete Pflanzenarten nur noch auf kleinem Raum
vorkommen. Das OKTH hat sich zumZielgesetzt, mehrere vom Aussterben
bedrohte Tier- und Pflanzenarten unter Schutz zu stellen, denn seit 1975 sind
in Ungarn beinahe hundert §(irbeltierarten in Gefahr geraren. Die etwa 140
Landschafts- und Naturschutzgebiete, davon vier Nationalparks, machen ins-
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gesamr mehr als 848.000 Hektar aus. Im VL Fünfjahresplan wurden ntihrer
Erhaltung 96 Millionen Forint aufgewendet.

Maßnahmen zur Lösung der Probleme bei der Mällbeseitigang werden im
VII. Fünfjahresplan (1986-90) als wichtiges Ziel herausgehoben. Das Staatli-
che Plankomiteä beschloß 1982, daß bis 1986 ein zenffales Netz aus vier regio-

nalen Lagerstätten und zwei Verbrennungsanlagen geschaffen werden sollte;

eine bestähende Müllverbrennungsanlage (MVA) in Leninväros sollte ausge-

baut werden. Das Programm konnte jedoch nicht wie geplant realisiert wer-
den, weil es Schwierigkeiten bei der Benennungvon Standorten, mit der Bo-
denbeschaffenheit, aber mehr noch auf Grund des Protestes der betroffenen
Komitate gab.

In der letztenZeit, erklärte der Leiter des OKTH im November 1986 bei ei-

nem Pressegespräch, sei es zu positiven Veränderungen in diesem Bereich ge-

kommen. Im Rahmen eines landesweiten Programms habe der Bau einer Ver-
brennungsanlage für Industrieabfälle in Dorog begonnen, und in naher Zt-
kunft w&de man über den Standort der zweiten Verbrennungsanlage ent-

scheiden. IJnter Berücksichtigung der positiven Umweltbedingungen und

geologischen Verhältnisse habe das OKTH den Ort Rudabänya dafür vorge-

ichlaglr, während in dem nordungarischen Ort Saj6püspöki ein Endlager er-

richtJt werden soll; für beide Investitionen stehen jedoch bis 1990 keine Fi-
nanzmittel zur Verfügung. Veitere Standorte fur Endlagerstätten, die Investi-
tionen von jeweils 200 Mio. Forint notwendig machen und jährlich 10.000 m3

Sondermüll aufnehmen sollen, wurden bei den Ortschaften Asz6d, Gar6

(Baranya) und Väl-V6rtesacsa ausgewiesen.

§7'egen des zeitlichen Verzugs wurde vorrangig die Schaffung von Übergangs-
lagerstätten betrieben. In Makkjändü16 bei Eger ist im Oktober_ 1986 das erste

Kämitats-Zwischenlager für gefährliche Abfälle fertiggestellt worden, in
mehreren anderen Komitaten werden ebensolche vorbereitet. Die Errichtung
und Ausrüstung des Zwischenlagers für Sondermüll, das 1987 noch im Probe-
betrieb lief, koitete insgesamt t4 Millionen Forint, von denen 4 Mio. durch
das OKTH, die übrigendurch sieben lJnternehmen des Komitates übernom-
men wurden. Die Kosten ftir die Entsorgung von einem Kubikmeter Sonder-

müll betragen für die beteiligten lJnternehmen in den nächsten fünf Jahren
2400 Forinl, für die übrigenl-Internehmen 4100 Forint. Die Kapazität des

Zwischenlagers, 3500 m3 schlamm in einer Grube und 700 m3 sondermüll in
geschlossenän Gefäßen ztlagern,konnte bislang allerdings \y\ z einem klei-
nen Teil ausgenutzt werden, weil die I-Internehmen die Abfälle auf solch un-
verantwortliihe §feise lagern, daß diese ohne den Ankauf entsprechender Ge-
fäße nicht abtransportiert werden konnten6a.
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Zu heftigen Auseinandersetzungen kam es um die Müllverbrennungsanlage
für Sondermüll in der nordungarischen Industriestadt Dorog, die unter Zuhil-
fenahme eines Kredits der \fleltbank (ca. 7,5 Mio. US-Dollar) von einer
Schweizer Firma gebaut wird65. Von den 1,5 Mrd. Forint Gesamtkosten wer-
den 40"/" von drei Arzneimittelwerken, 30% durch das OKTH und 30%
durch einen staatlichen Kredit aufgebracht. Die Anlage entsteht - nur 500 bis
800 Meter entfernt von in §Tindrichtung stehenden Vohnhäusern - in unmit-
telbarer Nachbarschaft der Doroger Arzneimittelfabrik und soll neben den
pharmazeutischen Abfällen aus den drei beteiligten §(erken den gesamten
Sondermüll aus dem stark industrialisierten Komitat Komärom aufnehmen.
Sie ist mit einem Elektrofilter und einer Rauchgaswäsche ausgestattet, der
Notschornstein jedoch nicht.

Als der Stadtrat im Novemb er 1984 in einer außerordentlichen Sitzung das
Projekt mit knapper Stimmenmehrheit genehmigte, wurden in den darauffol-
genden Tagen in Betrieben, Geschäften und auf der Straße 2000 Unterschrif-
ten unter einen Protestbrief an die Patriotische Volksfront gesammelt. Der re-
gionale Abgeordnete in der Nationalversammlung, Imre H.queR, an den sich
die Proteste ebenfalls richteten, unterstützte die Einwände aus der Bevölke-
rung und bewirkte, daß ein ,,Komitee örtlicher Sachverständiger" gegründet
x,urde, das die MVA-Pläne mehrheitlich verwarf und einen anderen Standort
forderte. Daraufhin wurde das Komitee nicht mehr als Verhandlungspartner
anerkannt und später sogar als ,,Privatakdon" bezeichnet.Zwarwurden nach-
träglich vier alternative Standorte untersucht, doch die zentrale Ansiedlungs-
behörde entschied sich aus wirtschaftlichen Gründen erneut für den alten
Standort, und der Stadtrat erteilte abermals seine Zustimmung, nachdem der
Stadt eine Reihe anderer Investitionen zur Luftreinhaltung zugesichert wor-
den waren. Der Padamentsabgeordnete wurde nicht wieder aufgestellt66.

Neben den zentralen lJmweltschutzprogrammen zur Lösung besonders
drängender Probleme sind in den übermäßig belasteten Gebieten auch regio-
nale Programme durchgeführt worden. Im Komitat Pest etwa wurde 1981
eine langfristige Urnwelt- und Landschaftsschutzkonzeption erstellt, in deren
Rahmen ftir die Begrenzung der Verschmutzung insgesamt 4,5 Milliarden Fo-
rint aus dem Finanzfonds des Rates und aus anderen Quellen investiert wur-
den. lWeitere 1,4 Milliarden Forint sollen bis 1992 allein aus dem Ratsfonds
bereitgestellt werden. Dadurch konnte der Güteschwund der lJmwelt ver-
langsamt, aber nicht gestoppt werden, weil die Mittel des Komitates dazu
nicht ausreichen6T. Ahnliche Programme wurden auch in anderen Komitaten
durchgeführt.
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Umweltpolitik ist, auch in der offiziellen Interpretation in den sozialistischen
Staaten, nicht allein eine staatliche oder betriebliche Aufgabe, sondern erfor-
dert die Mitarbeit der ganzen Gesellschaft. Versuche, die Bevölkerung für die-
ses Thema zu mobilisieren, lassen.sich seit Anfang der siebziger Jahre in den
meisten Ländern des §flarschauer Paktes beobachten, in einzelnen Fällen
reicht das gesellschaftliche Engagement - in der Regel unter dem Etikett des

Naturschutzes - noch erheblich weiter zurück. In allen Staaten des War-
schauer Paktes - außer Rumänien - wurden gesellschaftliche Organisationen
zum Natur- und lJms,eltschutz6s ins Leben gerufen oder aktiviert, die 1985

bei einer Konferenz in Budapest ihre Zusammenarbeit vertraglich vereinbar-
ten.

ln Ungarn spielten Fragen des Umweltschutzes im Bewußtsein der Bevölke-
rung bis vor wenigen Jahren eine weitgehend marginale Rolle. Lediglich im
Bereich des Naturschutzes gab es eine Tradition, die von Organisationen wie
dem ,,lJngarischen Bund der Naturfreunde" [Magyar Term6szetbarätok Szö-
vetsdgel oder dem ,,Vogelkundlichen Verein" fMadärtani Egyesület] verkör-
pert wurde. Ahnlich wie in anderen sozialistischen Staaten wurde jedoch im
Zusammenhang mit der UNO-Umweltschutzkonf.erenz 1972 in Stockholm
auch in LJngarn ein offizielles gesellschaftliches Umweltengagement initiiert,
für das in erster Linie die Patriotische Volksfront lHazaf.ras N6pfront, HNF]
verantwortlich zeichnete. In den siebziger und frühen achtziger Jahren kam
es jedoch zu einigen örtlichen Umweltkonflikten, die im Zusammenhang mit
den Protesten gegen das Donau-Stufensystem an der Grenze zur CSSR erst-
mals die Form einer breiten Bewegung annahmen. Seit Mitte der achtziger

Jahre ist festzustellen, daß die Medien die Berichterstattung über Umweltpro-
bleme und Umweltschutz nicht nur erheblich ausgedehnt haben, sondern zu-
nehmend auch die Rolle eines kritischen Korrektivs anzunehmenversuchen.

Die Forschungsgruppe fürJugend und Meinungsforschung des ZK des Kom-
munistischenJugendverbandes erstellte 1983 eine empirische Studie über das

ökologische Bewußtsein in der ungarischen Gesellschaft6e. Danach berichte-
ten 59"/" der erwachsenen Bevölkerung (Budapest: 74"/") von besorgniserre-
genden Umweltproblemen in ihrer Wohngegend, zwei Drittel der Bevölke-
rung konnten landesweite oder globale Umweltprobleme benennen. Die

Qualität der Berichterstattung in den Massenmedien über Umweltprobleme
wurde auf einer Skala von 1*5 mit 3,12 (Budapest 3,01) bewertet. Ein Fünftel
der Befragten war der Ansicht, die Umweltverschmutzung in lJngarn bedeute
kein Proble m. 65'/" der Bevölkerung machten das umweltfeindliche Verhalten
der Menschen für die Umweltprobleme verantwortlich,40"/" die industrielle
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und landwirtschaftliche Produkdon, 24o/o denMangel und die Unterentwick-
lung der Umweltschutzrcchnolo gien,23"/" die ineffektiven rechtlichen Rege-
lungen. Als Maßnahmen zu einer Lösung der Probleme plädierten 42"/o fiJ'r

eine Beeinflussung des menschlichen Verhaltens über eine Anderung des Be-
wußtseins, 39"/" fid;r die Entwicklung von Produktion und Technologien,32"/"
für eine effektivere rechtliche Regelung und 30% für eine Verschärfung des

Kontrollsystems. Ein überraschend großer Prozentsatz erklärte sich auch zu
konkretem Einsatz für die Umwelt bereit: 55"h der Bevölkerung würden ei-
nen Teil des Gehaltes für Umweltschutz zur Verfügung stellen, 79"/o wirden
sich an Umweltschutz-Aufbauarbeit beteiligen, 7 0"/" würden die Zuständigen
regelmäßig auf Umweltprobleme und -gefahren aufmerksam machen.

4. 1 . Institwtionalisierte s U mw ehengagernent

IJnter institutionalisiertem Umweltengagement werden hier solche Bestre-
bungen und Aktivitäten subsumiert, die sich im Rahmen bestehender Elemen-
te des politischen Systems, in erster Linie in den Massenorganisationen, ent-
falten; in der Regel wirken diese nicht lokal, sondern landesweit und sind fest
in den ritualisierten politischen Prozeß eingebunden: Sie gehen auf eine zen-
trale Initiative zurück, sind gleich oder ähnlich strukturiert wie andere Gre-
mien im Bereich gesellschaftlicher Tätigkeit, unterliegen einer starren Rollen-
aufteilung, der Pflicht zu Rechenschaftsberichten und Arbeitsplänen etc. \(/ie
in anderen Bereichen des institutionalisierten Engagements sind auch diese
Aktivitäten häufig vor allem der Erstellung yon Erfolgsbilanzen gewidmet,
hinter denen sich nur geringfügige tatsächliche Aktivität verbirgt.

Eine zentrale Rolle spielt in diesem Zusammenhang die Patriotiscbe Volks-

front (HNF). IJmweltschutz ist seir.1972 organisierter Bestandteil der HNF-
Arbeit. Als ein Konsultativorgan des HNF-Präsidiums wurde eine Landesar-
beitsgruppe Umweltschutz (später Arbeitsausschuß) eingerichtet, auf Komi-
mtsebene entstanden ebensolche Ausschüsse. Der Landesrat der HNF veran-
staltete imMärz 1973 die I. Landeskonferenz der im Umweltschutz tätigen
gesellschaftlichen Kräfte, im selben Monat legte ein Mitglied der Landesar-
beitsgruppe Umweltschutz im Parlament den Entwurf eines Umweltschutz-
gesetzes vor, über das die Volksfront in besonders verschmutzten Städten eine
gesellschaftliche Diskussion initiierte.1976 und 1984 fanden eine II. und eine
III. Landeskonferenz zum lJmweltschutz statt. Die freiwilligen Umwelt- und
Landschaftsschutzaktionen im Rahmen des IV. Fünfjahresplans (197 0 -7 5)
hatten einen'ü(ert von 600 Mio. Forint. Bis 1985 stellte das Landesplanungs-
amt32 Millionen Forint für freiwillige Baumpflanzungen zur Verfügung, und
in denjenigen'§Tohngebieten, die früher nicht in die Altstoffsammlung einbe-
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zogen worden waren, wurden innerhalb von zweiJahren Altstoffe im §7ert
von über 40 Millionen Forint gesammelt. Darüber hirr.r wurde eine freiwil-
lige umweltschutzwacht gegründet, deren Mitglieder die Einhaltung der um-
welt- und Naturschutzvorschriften überwachen sollen.

Die volksfront und besonders der Umweltausschuß beim präsidium (vorsit-
zender: Imre v. NAGy, Leiter des Lehrstuhls für \Tasserwirtschaft an äer Bu-
dapester Technischen Universität) haben im Verlauf einer Reihe von ljmwelt-
konflikten - so bei den Müllablagerungen in Mosonm agyar6vär oder beim
streit um den steinbruch von Szärsomly6 - versucht, diJAn[egen von rJm-
weltschützern aufzunehmen und in den politischen Prozeß einzirspeisen. In-
dem die volksfront sich für umweltschutzbelange stark machte, äuch wenn
die lokalen, wirtschaftlichen oder zentalstaatlichin Entscheidungsinstanzen
eine entgegengeserzte Position einnahmen, gelang es ihr, sich in äe. öffent-
lichkeit nun stärker als in der vergangenhelt alslaktor des politischen sy-
stems zu profilieren. ,,In der vergangenen Periode", heißt is im Rechen-
schaftsbericht des Landesrates der volksfront vom Dezember 19g5, ,,hat die
Volksfront im Umweltschutz die Interessenschutz- und Interessenyenre-
tungsrolle der Volksfrontbewegung entfaltet. Die örtlichen volksfrontaus-
schüsse und die Landesgremien kritisierten mehrfach entschlossen die um-
weltfeindlichen Erscheinungen und schlugen Maßnahm en zur vorbeugung
bzw. Sanktionierung yor. "7o

Diese F.ntwicklung deckt sich bis zu einem gewissen Grad mit dem Interesse
der politischen Fü_hrung in lJngarn, das System..der Interessenyerrrerung zu
differenzieren und zu stärken. Entsprechende Außerungen sind ,ron hÄen
Parteifunktionären wiederholt gemacht worden und im Ma rz lggg in eine
Stellungnahme des ZK der usAP eingeflossen, in der u. a. die Ausweitung der
gesellschaftlichen- organisationen und Bewegungen, die Gründung rpäil-
scher vereine auf selbstverwaltungsbasis sowie die Notwendigkeitl där De-
mokratie und der Initiadvbereitschaft der Gesellschaft größerJFreiräume zu
sichern, Erwähnung finden71. Diese Vorstellungen habei durch die Neubeset-
zung des Politbüros im Mai zusätzlichen Auftrieb bekommen und sind vom
zKim Juni bekräftigt worden, sodaß noch im Herbst 1988 mit der verab-
schiedung eines Vereinsgeserzes gerechnet wird. Mehr noch stand die profilie-
rung.der Volksfront in Fragen des Umweltschutzes in Zusammenhang mit
den Ambitionen des langjährigen Generalsekretärs der volksfront und h"euti-
gen_ Staatsministers, Imre Poz,scAy, das politische Institutionengefüge zu de-
mokratisieren und die volksfronr zu einem perspektivischer, itrrägischen
Faktor auf_ungaTr Y.g der gesellschaftlichän Reform und Erneuerung zu
machen72. Lange zeit bemühte sich die volksfront jedoch vergeblich ,t idi.
Erlaubnis, einen landesweiten,,lJngarischen lJmweltschützJrverband" als
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Teil der Volksfrontbewegung zu gründenz3. Erst im Februar 1988 erhielt sie

die Zustimmung, ohne daß bislang abzusehen ist, welche Rolle diese Organi-
sation tatsächlich spielen wird.

Auch der Kommunistische Jugend<terband (KISZ) bemüht sich seit einigen

Jahren um die Förderung und Integration von Umweltengagement in die ei-
gene Verbandsarbeit. Im Frühling 1984 verabschiedete dasZKdes KISZ einen
Beschluß über die Aufgaben des Umweltschutzes, in dem es heißt, der Ver-
band betrachte es als seine Pflicht an der Bewahrung und Erneuerung der Na-
turschätze und der gesunden Lebensbedingungen für die gegenwärtige und
kommende Generation teilzunehmen. Gleichzeitig gründete der KISZ einen
Rat für Jugendumweltschutz flfjrisägi környezetv6delmi tanäcs, IKT], der
Vorschläge machen, Stellung beziehen und bei der Ausführung rron Entschei-
dungen helfen kann und dessen 31 Mitglieder sich aus Aktivisten und jungen
Fachleuten im Umweltschutz rekrutieren. Er hat sich die Aufgabe gestellt, das

ökologische Denken in der Jugend zu entwickeln, ihr '§ü'issen zu erweitern,
sie für konkrete Aktionen zu mobilisieren, als Interessenvertretung zu fungie-
ren, Informationen zu sammeln und die Entwicklung der Umweltschutzbe-
wegung in Ungarn zu fördern.

Auf Initiative des Rates wurde die Jugendsendung des Ungarischen Rund-
funks ,,Grünes Telefon" geschaffen, er setzte sich für einen Kompromiß in
der jahrelangen Auseinandersetzung um die Zerstörung natürlicher'§(/erte des

Berges Esztramos durch ein Bergwerk ein, und erwurde auchzu den Beratun-
gen über die neue Luftverunreinigungsverordnung hinzugezogen. Um Ein-
fluß auf die zahlreichen Umweltklubs in Ungarn zu gewinnen und um diese

zu unterstützen, veranstaltete er Preisausschreiben und organisierte eine Rei-
he landesweiter Treffen, aus denen u. a. das Koordinationskomitee des Klubs
frir Umweltschutz an lJniversitäten und Hochschulen hervorging. Darüber
hinaus beteiligte sich der Rat an der Organisation von Baumpflanzaktionen
sowie lJmwelt- und Naturschutzlagern für Jugendliche. In politischen Kon-
flikten wie dem um das Donau-Staustufensystem hat der Rat allerdings nicht
für die Umweltinitiativen Position bezogen, obwohl sich einzelne Komitees
des Jugendverbandes gegen die Pläne ausgesprochen hatten.

Außer der Volksfront und dem Jugendverband haben einige weitere gesell-
schaftliche Organisationen, wenngleich weniger profiliert, ebenfalls an lJm-
welt- und Naturschutzarbeit teilgenommen. Dazu zählen der Pionierver-
band, die Gewerkschaften, die Gesellschaft zur Verbreitung §(i'issenschaftli-
cher Kenntnisse, das Ungarische Rote Kreuz und der Verband Technischer
und Naturwissenschaftlicher Vereine.
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Die politische Führung in Ungarn hat seit Anfang der achtzigerJahre das Sy-
stem gesellschaftlicher Interessenartikulation in kleinen Schritten pluralisiert.
Neben den Massenorganisationen wurde bei verschiedenen Themen und
Gruppen dem gesellschaftlichen Bedürfnis nach halbautonomen Zusam-
menschlüssen Rechnung getragen. Die juristisch abgesichertste - und deshalb
am restriktivsten gehandhabte - Form des Zusammenschlusses ist der Ver-
einza. In dieser Form konnte sich - oftmals nach heftigen Auseinandersetzun-
gen - eine Reihe von gesellschaftlichen Gruppen von den Naturisten bis zu
den Kleingärtnern organisieren. Im Umweltschutz arbeiten auf dieser Grund-
lage der Ungarische Vogelkundliche Verein mit mehr als 10.000 Mitgliedern,
der auch Fachgruppen zu diesem Thema unterhält, die insgesamt 90 Vereine
für Stadtverschönerung oder -erhaltung, die den Nationalparks angeschlosse-
nen Freundeskreise sowie eine kleinere Anzahl von regionalen Vereinen zum
Umwelt- oder NaturschutzTs.

Verhindert wurden dagegen bis vor kurzem alle Versuche, einen landesweiten
Verein für Umwelt- oder Naturschutz zu grinden - auch dann, wenn die
Initiative von ,,etablierten" Institutionen wie der Volksfront, dem Vogel-
kundlichen Verein oder dem OKTH ausging. Zwei Anläufe von Umwelt-
schützern aus dem Umkreis der Bewegung gegen das Donau-Staustufensy-
stem, einen landesweiten lJmweltschutzverein zu gründen, wurden 1984 und
1987 vomOKTH blockiert. Demgegenüber haben sichJuristen und Politolo-
gen mehrfach öffentlich dafür eingesetzt, daß sich Bürger, die sich im Um-
weltbereich engagieren, ungehindert in Vereinen zusammenschließen kön-
nen76.

Großzügiger verfuhren die ungarischen Behörden bei der Gründung von
Klubs und Zirkeln, die sich in der Regel einer anderen Organisation oder In-
stitution anschließen müssen und deren Arbeit nicht gesetzlich geregelt ist.
Auf zwei \Tettbewerbe des Rates für Jugendumweltschutz hin meldeten sich
129 aktive Gruppen mit etwa 7000 Mitgliedern, die Gesamtzahl von Amateur-
Umweltschutzgruppen wird auf 400-500 geschätzt. 60-70% ihrer Mitglie-
der besuchen die allgemeinbildende Schule, 5-10% höhere Bildungseinrich-
tungen. Die Hälfte der Klubs beschäftigt sich nur mit theoretischer Arbeit,
107o nur mit praktischen Dingen, die übrigen mit beiden Arbeitsfeldern. Viel-
fach entstehen die Gruppen im Zusammenhang mit dem fakultativen lJnter-
richt ,,Mensch und lJmwelt"; auf Initiatiye rron engagierten Studenten haben
sich in den meisten Universitätsstädten an ljniversitäten oder Studenten-
wohnheimen ebenfalls Umweltgruppen gebildet. In den letztenJahren wur-
den auch einige Umweltklubs in Betrieben gegründet.1986 entstand darüber
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hinaus ein Koordinationskomitee der Umweltklubs an Universitäten und
Hochschulen, das vom Rat für Jugendumweltschutz unterstützt wird.

Die Arbeit der profilierteren unter den Umweltklubs zeichnet sich durch eine

weitgehende innere Autonomie aus. Die Klubs treffen sich - ähniich wie eine
Bürgerinitiative - regelmäßig zu Versammlungen, bilden lJntergruppen zu
einzelnen Themen, knüpfen Kontakte zu bestimmten Medien, tauschen In-
formationen aus und besprechen gemeinsam Aktionen oder Probleme. Die
bislang spektakulärste Aktion der Klubs war im Rahmen der Internationalen
lVoche gegen den sauren Regen im April 1987 ein (genehmigter) Protest-
marsch mit Sauerstoffmasken, weißen Kitteln und Flugblättern durch die Bu-
dapester Innenstadt, um gegen die enorme Luftverschmutzung zu protestie-
ren. In einzelnen Umweltkonflikten wie dem um die österreichischen Mäll-
importe nach Mosonmagyar6vir oder dem um einen Steinbruch in Südungarn
haben die beteiligten Klubs ihre Kritik auch gegen den heftigen \fliderstand
örtlicher Machtinstanzen vertreten und sich erfolgreich an die Volksfront um
IJnterstützung gewandt.

Auf der anderen Seite müssen die Klubs der ständigen Gefahr gewärtig sein,

bei einer allzu scharfen Konfrontation aufgelöst zu werden. So verzichtete der
Naturschutzklub der Budapester Loränd-Eötvös-Universität im Konflikt um
das Donau-Staustufensystem lron sich aus auf eine ablehnende Stellungnahme
und erarbeitete stattdessen ein Konzept, die Entwicklung der Umweltqualität
während und nach dem Bau zu überwachen. Auch Eingrif{e der Behörden
können die Arbeit behindern. So wurde der Plan desselben Klubs, eine Zeit-
schrift osteuropäischer lJmweltgruppen zu gründen, wegen Papiermangel ab-
gelehnt, und eine unerwünschte Meldung in der Klub-Zeitschrift ,,Term6-
szetv6delem" mußte geschwärzt werden.

4.3. Unabhängige U rnw ehgruppenTT

Obgleich juristisch legal und von einer Reihe von lVissenschaftern als legitime
Meinungsbekundung unterstützt, haben unabhängige Umweltgruppen in
Ungarn über längere Zeit bislang nicht bestehen können. Die stärkste und die
am längsten wirksame unabhängige Bürgerbewegung war diejenige gegen das

Staustufensystem an der Donau. Sie ging auf die Initiative von Fachleuter.zu-
rück, die sich zunächst intern vergeblich gegen das Projekt wandten und des-

halb die Öffentlichkeit mobilisierten. Aus einer Diskussionsveranstaltung im

Jänner 1,984, zu der die Befürworter nicht erschienen waren, ging ein ,,Komi-
tee für die Donau" hervor, das 10.000 Unterschriften unter einen Protestbrief
an Parlament und Regierung sammelte. Die Gruppe wuchs schnell auf rund
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300 Mitglieder an und beantragte ihre Anerkennung als ,,Verein zum Schutz
der Donaulandschaft". Als dies ohne Erfolg blieb, konstituierte sie sich im
September 1984 als formlose Initiative unter dem Namen ,,Donau-Kreis".

Die Behörden erschwerten die Arbeit der Gruppe zunächst durch eine Nach-
richtensperre und ein Vortragsverbot; auch demonstrative Aktionen wie ein

,,IJmweltspaziergang" durch Budapest wurden unterbunden. Die lJnter-
schriftensammlung wurde durch eine Reihe von Maßnahmen erschwert. Der
,,Donau-Kreis" sah sich in der Folge dazu gezwrngen, ohne Genehmigung
eine eigene Zeitschrift herauszugeben, und konnte sich nur noch auf die zu-
nehmend interessierte Berichterstattung in den Zeitschriften der Opposition
stützen, von der die Gruppe sich politisch jedoch abgrenzte.1985 erreichten
die Auseinandersetzungen ihren Höhepunkt, als das Projekt auf vielen '§7äh-

lerversammlungen im Vorfeld der Parlamentswahlen kritisiert wurde und eine

konspirative Gruppe unter dem Namen ,,Die Blauen" etwa 10.000 Flugblätter
gegen das Staustufensystem verbreitete. lVeitere 3000 lJnterzeichner forder-
ten die Abhaltung einer Volksabstimmung nach § 30 der ungarischen Verfas-
sung. Eine dritte Gruppe, das Komitee ,,Freunde der Donau", setzte sich zum
Ziel, wenigstens eine der geplanten Staumauern zu verhindern. Internationale
Resonanz erzielte die Protestbewegung durch die Verleihung des alternativen
Nobelpreises an sie und durch eine enge Zusammenarbeit mit österreichi-
schen und westdeußchen l]mweltschützern.

Die Protestbewegung zerfieljedoch zusehends, als sich Anfang 1986 abzeich-
nete, daß mit österreichischer Hilfe die fehlenden ungarischen Finanz- und
Batkapazitäten ersetzt würden. Einige ehemalige Mitglieder des ,,Donau-
Kreises" gaben seitJuni 1986 die unabhängige lJmweltschutzzeitschrift ,,Yiz-
jel" ['§Tasserzeichen] heraus, deren Erscheinen jedoch durch die Behörden
massiv erschwert wurde. Das vorläufige Scheitern der Bewegung gegen das

Staustufensystem und die behördliche Isolierung der unabhängigen Gruppen
führte dazt, daß ein großer Teil der ehemals Aktiven sich aus der Arbeit zu-
rückzog, während die verbliebenen Kräfte in eine mit den Dissidenten ver-
gleichbare marginalisierte Position gedrängt wurden. Erst neuerdings zeich-
nen sich wieder größere Spielräume ftir die Protestbewegung gegen das Stau-
stufensystem ab: Ende Mai 1988 konnten mehrere Tausend Menschen auf den
Aufruf des ,,Donau-Kreises" hin unbehelligt durch Budapest demonstrieren.
\Wenige W'ochen später wurde der Sprecher der Bürgerinitiative, Jänos
Vencua, vom Politbüro-Mitglied Rezs6 NYERS, empfangen. Aus Anlaß einer
Parlamentsdebatte zum Thema fand Anfang September eine weitere Demon-
stration statt.
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4.4. Lokale Umzaebkoffikte

Umweltprobleme haben in Ungarn frühzeitig zu Auseinandersetzungen auf
lokaler Ebene geführt, die größtenteils im Rahmen der vorhandenen politi-
schen Strukturen ausgetragen wurden. Entweder handelte es sich dabei um ei-
nen Konflikt lokaler Interessen mit der Zentrale oder um eine Auseinander-
setzung zwischen ökonomischen/staatlichen und ökologischen/Bevölke-
rungsinteressen. Zu einem der frühesten öffentlich ausgetragenen lJmwelt-
konflikte kam es im Zusammenhang mit der Forderung nach einer Aussied-
lung von umweltschädlichen Industriebetrieben aus Budapest, die 1973 im
Verlauf von Abgeordnetenversammlungen mehrfach erhoben wurde. 1977

mußte in Nagytet6ny das'§üerk Metallochemia geschlossen werden, nachdem
eine Erkrankung von Kindern auf Grund erhöhter Bleibelastungen in der Be-
völkerung für Unruhe gesorgt hatte.

In den achtziger Jahren kam es in einem guten Dutzend Ortschaften zu Pro-
testen gegen befürchtete oder bereits existierende Umweltbeeinträchtigun-
gen. Für die erfolglose Variante des Konfliktverlaufes steht beispielsweise der
beschriebene Versuch, den Bau der Sondermüllverbrennungsanlage in Dorog
zu verhindern. Erfolgreich waren dagegen die Proteste gegen den Müllimport
nach Mosonmagyarlvär und der Viderstand der Ortschaft Zsämblk gegen
eine geplante Deponie für Sondermüll. Obwohl Geologen feststellten, daß

,,hier vielleicht das geeignetste Gebiet im Land zur Verfügung steht"78, wehr-
ten sich die lokalen Instanzen (Ratsvorsitzender und -sekretär, Parteiführung,
Ratsversammlung) gegen den Plan und protestierten erfolgreich mit einerUn-
terschriftensammlung an das OKTH und mit einer Interpellation im Parla-
ment. Ein drittes Muster stellt die Auseinandersetzung um die gefährlichen
Abfälle der Arzneimittelfabrik Chinoin in Väc dar, wo es Ende der siebziger,
Anfang der achtziger Jahre - trotz starker gesundheitlicher Beeinträchtigun-
gen - Jahre dauerte, bis die Vergiftung des Trinkwassers und der Luft einge-
standen und beseitigt wurde. Die schweren Versäumnisse der zusdndigen Be-
hörden lösten schließlich eine politische Initiative zur Neuorganisation der
Sondermüllbeseitigung aus. Als ein viertes Muster könnte man die Beschwer-
den gegen Lärmbelästigungen auf Grund einer neuen Landebahn des Budape-
ster Flughafens seit 1983 betrachten, die schließlich zu einer finanziellen Ent-
schädigung der betroffenen Anrainer führte.

\Welchen Platz lokale Umweltproteste im politischen System einnehmen, ist
bislan g tr otz einer wachs enden Zahl v on Aus einandersetzun gen nicht geklärt
worden. Der Konfliktverlauf hängt in starkem Maße davon ab, welche Di-
mension das jeweilige Problem hat, welche Kräfte sich gegenüberstehen und
welche Kompromißmöglichkeiten gegeben sind. Forderungen von umwelt-
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engagierten Juristen und Politologen, de jure und de facto eine Le8_alisierung

,ro, Bütg"tprotesten herbeizuführen, blieben bislang erfolglos.- Ihre unge-

klarte RöllJ im politischen System wird dadurch verschärft, daß juristische

Möglichkeiten, [ege, eine lJmweltgefährdung vorzugehen, praktisch nicht
g"gäb"r, sind. Da-es in Ungarn bislang keine Verwaltungsgerichtsbarkeit

[ibt, kon.r.n Bürger gegen behördliche Entscheidungen keinen Einspruch
ärheben. Schadenersatzprozesse können in der Regel nur von Organen der
lvirtschaft angestrengt werden, die einen wirtschaftlichen Schaden nachwei-
sen und den VlrursaCher namhaft machen können. Gerichtliche Betriebssdl-

legungen im Fall von starken Emissionen hat es in de1,u1ga1s-chen-Rechtspre-

"hrrng 
bitlrng ebenfalls nicht gegeben, sondern sind lediglich auf 4em Vege

behoidlicher Anordnung erfolgt. Auch das Strafrecht wurde im Fall von Um-
welwerschmutzungen bislang kaum angewandt, und eine Bürgerbeteiligu_ng

schon im Planungsprozeß ist nicht vorgesehen. So steht den Betroffenen außer

der Möglichkeit,tine Eingabe bei den Umweltbehörden zu machen,.gar kein

anderer §7eg offen, als einen öffentlichen Protest zu initiieren, um eine IJm-
weltgefährdung abzuwenden.
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der-Republiken und die-ne.ue lJmweltschutzor-
;i:;ä;".ää;äii#il;,;;ä;G;ii* ä"iläiitr Naturschutz der volksfro-n-t, in Polen die

tr$;ffi;ääffi;;;ä'ä;;öt;Gi'.T. ri"u,i" äertschechischen Republik derUmweltschutz-
;:;|ffi:'t #"ri#ir.l'",]t Jä..'ürn*.h- und Landschaftsschutzvelband sowie in beiden die

i:il*ääff[X:*:fl1fl1Lr".'f+:;*iä*.f],.ttft.*äil:.'.ü.",TJtlX*:if i";Ji,',:tX-
;;h;äi" J.ioDn ai. ,,Gesellschaft für Natur und Umwelt"'
es Vsl. Dosossv, Imre; K"r*il^; L;;.f0, öf.tägiril"dat es tömegkommunikäci6 fOkolopi-
,chei Bewußtsein und Massenkommunikation]. In: Jelk6p. A tömegkomm^u^n_tkacros KozPont ro-

i;äi.räi§ilffiiä.2;i,;;'[;lf;ä;'2e"i.r*'{ülMassenkdmmunik-aiion].1e85,1;ferner:'{flastun
iü;Ü;;il iilihr. Um*eltl In: Ungarisches Reisemagazin 1985' 2' S' 16'
äi"ü;%iir: N;;f;"* üIIL K;'s*3'r"'r, rs85. Decäber 13-is. LVIII' Kongreß der Patrio-

ti..h." Voilrfroät, 13.-15. Dezeäber 1985]' Budapes-t, o' J' S' l9' 
.; ü;I.'Ä"-f^f ,"i roblti.i"..nden Diskussion. In, Iiudapesier Rundschau, 11. 4. 1988.

" i:; ili. ä;r"v;k'f.;;i;sl. rNaui, Hubenus: Dei Kadarismus und seine-Ausw-irkungen

^"iärr 
,äjiiir"f,-;.ri;1;§;;.il i" Üngrin. ln: Aus Politik und.Zeitgeschichte B 36-37/87.

;irä5äääir..lää,,sla;p;ri.i n"fiJ'.t 
"" 

" vom22.2. 1e88 hieß äs.zum internen Tauziehen:

,,#r-;;hr;i;6;ir.#J"h'äi;;p.di..t." die zuständigen Behörden diverse Initiativen von un-

;;;;ä;.h-ilJ;;;äiää;;ä;f;.i".' üS.i'.[i.""leiverei',s der Umweltschützer. Und das,
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obwohl die ungarische Presse - trotz politisch bemäntelter obrigkeitlicher Mißbilligung - in
zahlreichen Publikationen Schützenhilfä für die Vereinsbilduneerieab."
7a Das Vereinsrecht hat in Ungarn Verfassungsrang, wurde abär 

"iäh 
1948 nach der Auflösunq

eines Großteils der Vereine nür noch auf wenige z-entral gesteuerte oder auf Hobbyvereine wiä
Aneler- und Täservereine etc. ansewandt.
zs Sälche si.rd j ,. T. erst seit jü"ngster Zeit - in Gy6r, in Miskolc und im Budapester Stadtteil
Ferencväros tätie.
7e Vg!. Kaktusz iagy környezet? [Kaktus oder Umwelt?]. In: Elet 6s Irodalom [Leben und Lite-
raturf,22. 5. 1987.

'7 Yg1. zu diesem und dem folgenden Abschnitt 4.4. die Literaturhinweise in: KNABE, Hubertus:
Neue Soziale Bewegungen als Problem der sozialistischen Gesellschaft. Zur Entstehung und Be-
deutung neuartigerBe*ußtseinslagen in der DDR und Ungarn, in: Das Profil der DDR in der
sozialisiischen Staatensemeinschafi. XX. Tasuns zum Standäer DDR-Forschune in der Bundes-
republik Deutschlandl 9.-12. Juni 1987, Edit'ion Deutschland Archiv, Köln"l98Z, S. ll8 f,
Anm.7.
n Zjtierrin: TaltÄs, P,il: Erdek 6s kockäzatfelismer6s [Interesse und Risikoerkennung], OMFB
REI, Budapest, Dezember 1986, S. 18.


